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Hurra!
Die Schule ruft es ist soweit,

der Ranzen steht schon lange bereit.
Du kannst es kaum nun noch erwarten,
willst lesen, schreiben, rechnen starten.
Viel Spaß und Freude wird das bringen,

all dies soll dir ganz toll gelingen.

Die Erzieher der Kita Flohkiste in Rochau verabschieden 
ihre zukünftigen Schulkinder.

Wir wünschen Karl, Carolin, Luise, Lisa, Levin, Johanna und Charlotte 
für ihren neuen Lebensabschnitt alles Gute.
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 Erreichbarkeit und Zuständigkeiten der Ämter in Arneburg
SEKRETARIAT/ORDNUNGSAMT
Frau Beust	  039321/518-22	

BAUAMT
Amtsleiterin & Planung, Stadtsanierung, Hochbau/Tiefbau:
Frau Kuhlmann, kuhlmann@arneburg-goldbeck.de	  039321/518-40
Hochbau/Tiefbau, Dorferneuerung,
allgemeine Bauverwaltung, Fähren:
Frau Herbst	  039321/518-41
Frau Sommer	  039321/518-19 
Herr Bethge	  039321/518-33
Beitragserhebung:
Frau Fleschner	  039321/518-21

ORDNUNGSAMT
Sachgebietsleiter Ordnung und Sicherheit:
Herr Rottstädt, rottstaedt@arneburg-goldbeck.de	  039321/518-20 
Ordnungsbehördliche Aufgaben, Gewerbe/Märkte, 
Vollstreckung, Fundbüro, Feuerwehren: 
Frau Gruber	  039321/518-45
Herr Deutsch	  039321/518-46
Frau Hack	  039321/518-47
Einwohnermeldeamt:
Frau Mohr	  039321/518-30 
Das Einwohnermeldeamt ist nur zu den Sprechzeiten besetzt.
Tourismusbüro:
Frau Jordan, tourismus@arneburg-goldbeck.de	  039321/518-17

 Sprechzeiten in der Verbandsgemeinde
Allgemeine Sprechzeiten
MO	 keine Sprechzeit
DI	 09:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 17:30 Uhr
MI	 09:00 – 12:00 Uhr
DO	 09:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 15:30 Uhr
FR	 09:00 – 12:00 Uhr
Sprechzeiten des Einwohnermeldeamtes
MO	 keine Sprechzeit
DI	 09:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 17:30 Uhr
MI	 keine Sprechzeit
DO	 09:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 15:30 Uhr
FR	 keine Sprechzeit

 Sprechzeiten im Stadtbüro Werben
 039393/217
Montag:
09:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 17:00 Uhr im Einwohnermeldeamt
Wohnungsverwaltung immer am 1. Mittwoch im Monat:
09:00 – 12:00 Uhr
 039393/217, Fax 039393/219

 Sprechzeiten der Schiedsstelle Arneburg-Goldbeck
Die nächste Sprechstunde der Schiedsstelle der Verbandsgemeinde
Arneburg-Goldbeck findet am Dienstag, 3. Juli von 17:00 bis 18:00 Uhr 
im Verwaltungsamt Arneburg statt. Ansprechpartner der Schiedsstelle ist 
Frau Angelika Wichmann, außerhalb der Sprechzeit unter 
 039390/81359 oder 01520/7163623 zu erreichen.
 

 Erreichbarkeit der Polizeistation
Sitz: Arneburg, Breite Str. 15
 039321/518-23, Fax 039321/51818
KOK Horak  0151/74307099; POM Behrend  0151/74307100

 Erreichbarkeit und Zuständigkeiten der Ämter in Goldbeck
Fax: 	 039388/97169 
Internet: 	www.arneburg-goldbeck.de
 	 039388/971-0

Bürgermeister der Verbandsgemeinde	   
Herr Schernikau 		   039388/971-10

Sekretariat: Sitzungsdienst
Frau Fricke 	 fricke@arneburg-goldbeck.de	  039388/971-11 

HAUPTAMT
Sachgebietsleiter Hauptamt:
Herr Gabel	 gabel@arneburg-goldbeck.de	  039388/971-30
Allgemeine Verwaltung, Kindertagesstätten,  
Hort, Schulen, Sitzungsdienst:
Frau Schild/Frau Zander	  039388/971-32
Personal/Lohn/AGH:
Frau K. Stamm, Frau Ehrenberg 	  039388/971-40

ORDNUNGSAMT
Einwohnermeldeamt/Friedhof: 
Frau Mohr		   039388/971-33
Standesamt/Fundbüro: 
Frau Benke		   039388/971-31
Gewerbe/Schwimmbad/Campingplatz/
Veranstaltungen/Systemadministrator:
Herr Sommer		   039388/971-26

KÄMMEREI
Amtsleiterin Kämmerei:
Frau Hoedt 	 hoedt@arneburg-goldbeck.de	  039388/971-20
Leiterin Kasse und Vollstreckung:
Frau Dähnrich	 daehnrich@arneburg-goldbeck.de	  039388/971-21
Kasse:
Frau Dietrich		   039388/971-60
Steuern:
Frau Drechsel		   039388/971-12
Vollstreckung:
Frau Schauer		   039388/971-22
Liegenschaften/Kommunalvermögen:
Frau Lindau		   039388/971-41
Doppik:
Herr Sanftleben		   039388/971-24
Buchhaltung:
Frau Konert		   039388/971-23
Gebäudemanagement:
Frau Braunert		   039388/971-34

WICHTIGE TELEFONNUMMERN
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Integriertes Gemeindliches  
Entwicklungskonzept (IGEK) 

Am 30. Mai trafen sich die 
Teilnehmer des Fachforums 
IGEK zum ersten Mal im 
Verwaltungsamt Goldbeck, um 
über die Zukunft der Verbands-
gemeinde Arneburg-Goldbeck 
zu debattieren. 32 Teilnehmer 
aus dem Gemeindegebiet sind 
Teil des Fachforums, das sich 
mit der Erstellung des integrier-
ten gemeindlichen Entwick-
lungskonzepts (IGEK) beschäf-
tigt. Jenes ist als Grundlage für 
Fördermittelanträge anzusehen, 
die durch die Verbandsgemein-
de Arneburg-Goldbeck künftig 
gestellt werden. Im Rahmen der 
Erstellung des Konzeptes, soll 
die Kommune ihre Stärken und 
Schwächen herausarbeiten. 
Auch sollen gemeinsame Ziele 
der einzelnen Mitgliedsgemein-
den definiert und daraus 
Entwicklungsstrategien gene-
riert werden. 
Als Schwerpunkte des Konzepts, 
sind unter anderem die demo-
graphische Entwicklung und 
die allgemeine Daseinsvorsorge 
anzusehen. Wichtige Themen 
sind aber auch eine bedarfsge-
rechte Infrastruktur, Bildung, 
Erziehung, Familie und Senio-
ren und die Stärkung der 
Wirtschaftskraft. Ein weiteres 
Kernthema ist der Klimaschutz 
und die Anpassung an den 
Klimawandel sowie erneuerba-
re Energien. 

Zu diesen und weiteren 
Themen berät sich das Fachfo-
rum IGEK zu folgenden 
Terminen: 
• 22. August –  

„Region und Wirtschaft“
• 26. September –  

„Siedlungsstruktur und  
Klimawandel“

• 17. Oktober –  
„Demographischer Wandel“

• 14. November –  
„Infrastruktur/ 
Daseinsvorsorge“

• 23. Januar 2019 –  
„Leitbild“

• 27. Februar 2019 –  
„Maßnahmen“

• 10. April 2019 –  
Schlussredaktion

Beginn ist jeweils um 19 Uhr. 
Der Ort der jeweiligen Veran-
staltung wird noch bekannt 
gegeben. 

Außerdem finden zwei Termine 
zur Fachforum-Werkstatt statt. 
Am 5. September  zum Thema 
„Ortswerkstatt“ und am  
28. November  zum Thema 
„Bürgerwerkstatt Leitbild“
Der Beginn ist jeweils um  
17 Uhr. Auch hierzu werden die 
Örtlichkeiten rechtzeitig 
bekannt gegeben. 
Die Verbandsgemeinde Arne-
burg-Goldbeck freut sich auf 
eine rege Bürgerbeteiligung.

SO

Information  
des Einwohnermeldeamtes
Das Einwohnermeldeamt der 
Verbandsgemeinde Arne-
burg-Goldbeck informiert, dass 
Amtsgeschäfte nur nach 
Vorkasse erfolgen können. 
Bitte denken Sie bei Ihrem 

Besuch daran, dass alle Zahlun-
gen bei Antragstellung in bar 
geleistet werden müssen.

Ihr Einwohnermeldeamt 
der Verbandsgemeinde 

Arneburg-Goldbeck
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„Luxus der Leere“  
soll fortgeführt werden
Die Altmark hat viel zu bieten. 
Vor allem viel Landschaft, viel 
Platz und viele leerstehende 
Gebäude und Brachflächen. 
Zum 01.01.2017 schlossen sich 
zunächst die Verbandsgemeinde 
Arneburg-Goldbeck, die Hanse-
stadt Osterburg und die Stadt 
Bismark zusammen, um durch 
den damaligen Brachflächenma-
nager Tino Pauls in interkom-
munaler Zusammenarbeit 
Brachflächen zu erfassen, sowie 
Immobilien und Grundstücke zu 
vermarkten. Später schlossen 
sich die Stadt Tangerhütte, die 
Verbandsgemeinde Seehausen 
und die Stadt Kalbe (Milde) der 
erfolgreichen Verwaltungs-
kooperation an. Das Projekt 
„Luxus der Leere“ wurde vom 
Bundesministerium für Ernäh-
rung und Landwirtschaft über 
das Bundesmodellvorhaben 
„Land(auf)Schwung“ gefördert. 
Durch die Verwaltung wurden 
leerstehende Gebäude und 
Brachflächen in einem Kataster 
erfasst. Das Brachflächenkatas-
ter umfasst etwa 1000 Objekte. 
Ziel des Projektes sei es, den 
Leerstand in der Region Altmark 
zu verringern und damit 
vielleicht auch ein kleines 
bisschen dem Bevölkerungs-
schwund entgegen zu wirken. 
Die erfassten Objekte wurden 
anschließend über das Kommu-
nale Immobilienportal („http://
altmark.kip-sachsen-anhalt.de) 
vermarktet. „Aus rechtlichen 
Gründen konnte ich nur kom-
munale Objekte im Kommuna-
len Immobilienportal online 
stellen.“, erzählt Vicoria Mintz-
laff, die am 01.01.2018 als 
Nachfolgerin von Tino Pauls, 
ihren Dienst angetreten hat. 
Inzwischen werden die Objekte 
auch auf der projekteigenen 
Website (www.luxusderleere.de) 
angeboten. Allein 19 Exposés 
habe sie in ihrer Zeit als Brach-
flächenmanagerin online 
gestellt. 
Oftmals sei die Recherche der 
Eigentümer sehr aufwendig 
gewesen, ehe sie mit ihnen in 
Kontakt treten konnte. Aber es 
habe auch interessante Bege-
benheiten gegeben. „Beispiels-
weise hatten wir ein Objekt, bei 
welchem die Spuren der Eigen-

tümer von Deutschland über 
Spanien dann nach Österreich 
führten“, erzählt Mintzlaff an 
einem ihrer letzten Arbeitstage 
im Verwaltungsamt Goldbeck. 
Durch diese Recherche wurde 
ein Kaufvertrag endlich abge-
schlossen, der zuvor eineinhalb 
Jahre auf Eis gelegen habe. „Aber 
ich weiß, dass Herr Pauls auch 
mit einem Eigentümer in 
Australien Kontakt hatte.“, fügt 
sie schmunzelnd hinzu. Die gute 
Öffentlichkeitsarbeit, vor allem 
in den sozialen Netzwerken, 
aber auch durch die regionale 
und überregionale Presse und 
Messeauftritte haben dazu 
beigetragen, dass sich das Objekt 
großem Interesse erfreute. So 
gab es Beiträge über das Projekt 
im Fernsehen und sogar Zei-
tungsberichte im Ausland. „Ich 
hatte oft Anrufe von Interessen-
ten, die entweder durch die 
Zeitung oder durch Facebook auf 
Luxus der Leere aufmerksam 
geworden waren.“, gibt Mintz-
laff ihre Erfahrungen wieder. So 
auch das Paar aus dem Rhein-
land, das sich für das Bürgerhaus 
in Rochau interessiere. (Volks-
stimme Osterburg berichtete)
Am 30.04.2018 endete die 
Projektförderung für „Luxus der 
Leere“. Der Abschlussbericht 
wird zu Ende Juni vorgelegt. 
Aber was passiert nun mit all 
dem Luxus der Leere, den die 
Altmark zu bieten hat? Fast alle 
der sechs beteiligten Kommu-
nen haben sich für die Fortfüh-
rung des Projektes ausgespro-
chen. Mit vier weiteren 
Kommunen befinde man sich 
im Gespräch. Derzeit werde eine 
entsprechende Projektbeschrei-
bung abgestimmt, denn in 
Zukunft möchte man sich mehr 
auf die Vermarktung der Objekte 
und die Erhöhung des Bekannt-
heitsgrades von „Luxus der 
Leere“ konzentrieren. Alle 
eingehenden Anfragen werden 
in der Zwischenzeit selbstver-
ständlich von den zuständigen 
Liegenschaftsabteilungen 
bearbeitet. Somit könnten auch 
weiterhin Rückkehrer, Familien 
mit Kindern oder Unternehmer 
mit Visionen den Traum vom 
Luxus der Leere Wirklichkeit 
werden lassen.		  SO

Tag der Feuerwehr in Lindtorf

2018 startete das Land Sach-
sen-Anhalt eine Imagekampag-
ne, um mit der Einführung des 
„Tag der Feuerwehr“ die Bürge-
rinnen und Bürger für den 
Feuerwehrdienst zu begeistern. 
Den Auftakt zum nun jährlich 
am letzten Samstag im Mai 
stattfindenden Tag der Feuer-
wehr, machte der 26. Mai. 
Unter dem Motto „voller 
Einsatz“ boten die Feuerwehr 
Lindtorf zusammen mit ihrem 
Förderverein und den Feuer-
wehren vom Zug Mitte (Orts-
wehren Eichstedt, Lindtorf, 
Rindtorf, Baben, Hassel und 
Sanne) in Lindtorf ein buntes 
Programm für Jung und Alt. 
So konnte bei den Vorführungen 
eines Löschangriffs der Orts-
wehren Lindtorf und Baben mit 
alter Feuerwehrtechnik und der 
Vorführung durch die Ortsweh-
ren Hassel und Sanne mit neuer 
Feuerwehrtechnik direkte 
Vergleiche zur Weiterentwick-

lung der Feuerwehrtechnik 
gezogen werden.
Auch die Kinder- und Ju-
gendabteilung der Ortswehr 
Hassel führte ihr Können dem 
Publikum vor. Die Kleinsten, die 
sich nicht gerade auf der 
Hüpfburg völlig verausgabten, 
lachten über die Witze und 
Tricks von Clown Tommy. 
Sofern sie nicht gerade beim 
Kinderschminken lustige Bilder 
ins Gesicht gemalt bekamen. 
Die Stimmung im Festzelt 
hinter dem Feuerwehrgeräte-
haus war ausgelassen, was 
sicher auch an den Auftritten 
der Rochauer Tanzmäuse und 
der Schülerband des Privatgym-
nasium Stendal lag. 
Und wer ganz genau hinsah, 
konnte sogar Verbandsgemein-
debürgermeister René Scherni-
kau entdecken, der sich ganz 
selbstverständlich in die 
Löschschlange eingereiht hatte.

SO
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Einwohnermeldeamt informiert über die  
Einrichtung von Übermittlungssperren
Alle Personen, die in der 
Verbandsgemeinde Arneburg- 
Goldbeck gemeldet sind, haben 
die Möglichkeit durch die 
Einrichtung von Übermittlungs-
sperren teilweise der Weiterga-
be oder Veröffentlichung Ihrer 
Meldedaten zu widersprechen. 
Eine Angabe von Gründen ist 
hierbei nicht erforderlich.
Der Antrag kann gebührenfrei 
persönlich beim Einwohner-
meldeamt oder durch Einrei-
chen eines Vordrucks gestellt 
werden und gilt bis auf Wider-
ruf.

Diese Übermittlungssperren 
gelten z. B. für Übermittlungen 
–	 an das Bundesamt für 

Personalmanagement der 
Bundeswehr,

–	 an öffentlich-rechtliche 
Religionsgemeinschaften,

–	 an Parteien, Wählergruppen 
und von Wahlvorschlägen im 
Zusammenhang mit Wahlen 
zum Zwecke der Wahlwer-
bung ,

–	 an Mandatsträger, Presse 
oder Rundfunk über Alters- 
oder Ehejubiläen oder 

–	 an Adressbuchverlage zur 
Herausgabe von Adressver-
zeichnissen in Buchform  

Die jeweilige Übermittlungs-
sperre wird von Ihrer Meldebe-
hörde entsprechend eingetra-
gen. Die Übermittlungssperre 
wird nur bei der Gemeinde 
eingetragen, bei der Sie der 
Datenübermittlung widerspro-
chen haben. Wenn Sie mehrere 
Wohnungen haben und eine 
Datenübermittlung für alle 
Wohnungen ausschließen 
wollen, müssen Sie bei allen 
Gemeinden, in denen Sie einen 

Wohnsitz haben, der Daten-
übermittlung widersprechen.
Den Antrag auf Eintragung 
einer Übermittlungssperre 
können Sie bei der Verbandsge-
meinde Arneburg-Goldbeck 
persönlich stellen oder als 
Formular per Post senden an: 

Verbandsgemeinde 
Arneburg-Goldbeck

Einwohnermeldeamt
An der Zuckerfabrik 1

39596 Goldbeck
Erläuterungen zum Formular, 
welches Sie auch auf unserer 
Website www.arneburg-gold-
beck.de herunterladen können 
oder beim Einwohnermeldeamt 
erhalten: 

1. 	 Übermittlungssperre an 
öffentlich-rechtliche Religi-
onsgesellschaften (§ 42 Abs. 
3 Satz 2 BMG) 
Das Bundesmeldegesetz 
sieht vor, dass den Kirchen 
neben den Daten ihrer 
Mitglieder auch einige 
Grunddaten von Familienan-
gehörigen der Mitglieder, die 
nicht derselben oder keiner 
öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft 
angehören, übermittelt 
werden dürfen. Der betroffe-
ne Familienangehörige – 
nicht das Kirchenmitglied 
selbst – kann die Einrichtung 
einer Übermittlungssperre 
verlangen. Diese Übermitt-
lungssperre gilt nicht, soweit 
Daten für Zwecke des 
Steuererhebungsrechts der 
jeweiligen öffentlich-rechtli-
chen Religionsgesellschaften 
übermittelt werden.

2. 	 Auskünfte an Parteien, 
Wählergruppen und andere 

Träger von Wahlvorschlägen 
(§ 50 Abs. 1 und 5 BMG) 
Im Zusammenhang mit 
allgemeinen Wahlen und 
Abstimmungen dürfen 
Parteien, Wählergruppen 
und anderen Trägern von 
Wahlvorschlägen in den 
sechs der Stimmabgabe 
vorangehenden Monaten 
Auskunft über Namen, 
Anschrift, Doktorgrad von 
Gruppen von Wahlberechtig-
ten erteilt werden, für deren 
Zusammensetzung das 
Lebensalter der Betroffenen 
bestimmend ist. Die Ge-
burtstage der Wahlberech-
tigten dürfen dabei nicht 
mitgeteilt werden. Der 
Empfänger hat die Daten 
spätestens einen Monat 
nach der Wahl oder Abstim-
mung zu löschen. Diese 
Auskunft darf nur erteilt 
werden, wenn Sie nicht 
widersprochen haben.

3. 	 Auskünfte über Alters- und 
Ehejubiläen (§ 50 Abs. 2 und 
5 BMG) 
Mandatsträgern, Parteien, 
Wählergruppen, Mitgliedern 
parlamentarischer Vertre-
tungskörperschaften und 
Bewerbern für diese sowie 
Presse und Rundfunk darf 
eine Melderegisterauskunft 
über Alters- und Ehejubiläen 
von Einwohnern erteilt 
werden. Die Auskunft darf 
nur die dazu erforderlichen 
Daten (Familiennamen, 
Vornamen, Doktorgrad, 
Anschrift) sowie Tag und Art 
des Jubiläums umfassen. 
Diese Auskunft darf nur 
erteilt werden, wenn Sie 
nicht widersprochen haben.

4. 	 Auskünfte an Adressbuch-
verlage (§ 50 Abs. 3 und 5 
BMG) 
Das Bundesmeldegesetz 
erlaubt eine Auskunft an 
Adressbuchverlage über 
Vor- und Familiennamen, 
Doktorgrad und Anschriften 
von Einwohnern, die das 18. 
Lebensjahr vollendet haben. 
Die übermittelten Daten 
dürfen nur für die Herausga-
be von Adressbüchern 
(Adressenverzeichnisse in 
Buchform) verwendet 
werden. Dieser Auskunftser-
teilung können Sie wider-
sprechen.

5. 	 Datenübermittlungen an das 
Bundesamt für Wehrverwal-
tung (§ 36 Abs. 2 BMG i. V. m. 
§ 58 c Abs. 1 Soldatengesetz) 
Damit das Bundesamt für 
das Personalmanagement 
der Bundeswehr über den 
freiwilligen Wehrdienst 
informieren kann, übermit-
teln die Meldebehörden 
jeweils zum 31. März eines 
jeden Jahres Angaben zu Per-
sonen mit deutscher Staats-
angehörigkeit, die im 
nächsten Jahr volljährig 
werden (Familienname, 
Vorname und gegenwärtige 
Anschrift). Falls Sie keine 
Informationen durch das 
Bundesamt für das Personal-
management der Bundes-
wehr wünschen, können Sie 
der Datenweitergabe 
widersprechen.

Ihr Einwohnermeldeamt 
der Verbandsgemeinde 

Arneburg-Goldbeck
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Es sind folgende Wohnungen  
im Verwaltungsbereich zu vergeben:
Stadt Arneburg
An der Elbe 1
Gewerberäume auf Anfrage 

Gemeinde Hassel
Dorfstr. 19
Gewerberäume auf Anfrage 

Gemeinde Hohenberg-Krusemark
Hauptstraße 46
Gewerberäume mit Einbau-Küche 
133 m²; 
Gewerberaum ca. 35 m², 

Hauptstraße 33
sanierte 1 R. Whg.; ca. 30 m², 

OT Hindenburg 
Werbener Straße 5
sanierte 3-R.-WE; ca. 78 m²; sofort 
bezugsfertig mit Garage

Schulstraße 6
Gewerberäume; ca. 50 m²; 

Hansestadt Werben (Elbe) 
Behrendorfer Str. 15 –  
Erdgasheizung 
sanierte 3-R.-Whg.; ca. 58 m², 
sanierte 2-R.-Whg.; ca. 45 m²,  
ebenerdige Dusche 

Räbelsche Straße 26
sanierte 2-R.-Whg. ca. 48 m²
sanierte 3-R.-Whg. ca. 58 m², 

Marktplatz 1
Verpachtung Gaststätte „Ratskel-
ler“ Hansestadt Werben (Elbe)
Gewerberäume auf Anfrage 

OT Behrendorf  
im sanierten Wohnblock 
Werbener Str. 11
sanierte 2-R.-Whg.; ca. 46 m², 
sanierte 3-R.-Whg.; ca. 57 m², 
beide WE mit Erdgasheizung
sanierte 1-R.-Whg.; ca. 38 m²

Werbener Str. 11a+b
sanierte 2-R.-Whg.; ca. 39 m², 
sanierte 3-R.-Whg.; ca. 56 m², 
mit Erdgasheizung   

OT Giesenslage 
Dorfstr. 22
sanierte 1-R.-Whg.; ca. 30 m², EG, 
Dusche ebenerdig, sofort  
bezugsfertig

sanierte 1-R.-Whg.; ca. 31 m², 
mit Erdgasheizung    

Gemeinde Rochau
Eichenweg 3
3-R.-Whg.; ca. 58 m², EG rechts (auf 
Anfrage)

Eichenweg 5
2-R.-Whg.; ca. 46 m², (auf Anfrage)
2-R.-Whg.; ca. 46 m², saniert, be-
zugsfertig; Dusche ebenerdig

Eichenweg 7
4-R.-Whg.; ca. 70 m², EG links  (auf 
Anfrage)

Breite Straße 47/49
Gewerberäume;  (auf Anfrage)

Klein Schwechten
2-R.-Whg.; ca. 47 m² (auf Anfrage, 
altersgerechtes Wohnen)

Alle Wohnungen in Rochau haben, 
durch den Nahwärmeanschluss, 
günstige Heizkosten.

In allen Gemeinden ist jeweils 
Mietkaution in Höhe von zwei 
Grundmonatsmieten zu hinterle-
gen. Die Wohnungen werden vor 
Bezug renoviert.

Sprechzeiten  Wohnungswesen:
Dienstag	�  09.00 - 12.00 Uhr 
� und 13.00 - 15.00 Uhr 
Donnerstag� 09.00 - 12.00 Uhr 

Sprechzeit in der Hansestadt  
Werben (Elbe) im Rathaus  
der Stadt
4. Juli von 9:00 bis 12:00 Uhr

Nähere Angaben zu den Wohnun-
gen können Sie im Infrastruktur-
betrieb (Eigenbetrieb) der Stadt 
Arneburg, Wohnungswesen, 39596 
Arneburg, Osterburger Str. 1 (Indus-
trie- und Gewerbepark) erhalten. 
Herr Lindemann			 
 039321 547811 – 
Betriebsleiter
Frau Klas			 
 039321 547813 – 
SB Wohnungswesen
Frau Thürnagel			 
 039321 547810 – 
Sekretariat  
Fax: 039321 547818
E-Mail:  
eigenbetrieb@isb-arneburg.de

Verbandsgemeinde verabschiedet  
Victoria Mintzlaff

Verbandsgemeindebürgermeis-
ter René Schernikau und 
Mitarbeiter der Verwaltung 
verabschiedeten am 29. Mai im 
Verwaltungsamt in Goldbeck 
Victoria Mintzlaff, die zum  
31. Mai die Verwaltung der 
Verbandsgemeinde Arneburg- 
Goldbeck verlassen hat. 
Frau Mintzlaff war als Nachfol-
gerin von Herrn Pauls seit dem 
1. Januar mit dem Projekt 
„Luxus der Leere“ betraut. 
Für die „kurze, aber erfrischende 
Zusammenarbeit“ bedankte 
sich Verbandsgemeindebürger-
meister René Schernikau mit 
einem Blumenstrauß und 
wünschte ihr für die Zukunft 

alles Gute. Er hoffe, dass das 
Projekt „Luxus der Leere“ nach 
Wegfall der Fördermittel 
dennoch fortgeführt werde, 
betonte Schernikau.  
Victoria Mintzlaff freut sich 
nun zunächst auf eine kleine 
Auszeit, in der sie mit ihrem 
Mann und den zwei Hunden an 
die Ostsee fahren und sich 
ihrem Fernlehrgang zur geprüf-
ten Immobilienmaklerin 
widmen wird. 
Die Verbandsgemeinde Arne-
burg-Goldbeck bedankt sich für 
die Zusammenarbeit und 
wünscht alles Gute für ihren 
weiteren Lebensweg.
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Gesundheit, Wohlergehen und viel Glück! 
Allen Jubilaren die besten Wünsche  
zu ihrem Ehrentag!

Geburtstage
im Juli

STADT ARNEBURG

02.07.	 Ingeburg Seewald	 70. 
04.07.	 Henric Piszkiewicz	 70. 
05.07.	 Hans Joachim Weiß	  80. 
09.07.	 Erich Golz	 96. 
19.07.	 Hildegard Prescher	 90. 
21.07.	 Henny Niemann	 90. 
29.07.	 Christine Walter	 70. 
31.07.	 Walter  Roost	 80. 

GEMEINDE EICHSTEDT 
(ALTMARK)

02.07.	 Elsbeth Westphal	 91. 
29.07.	 Karlheinz Schwerin	 70. 

GEMEINDE GOLDBECK

06.07.	 Leonia Dannies	 91. 
08.07.	 Brigitte Blankenberg	 70. 
11.07.	 Erich Vollheim	 85. 
16.07.	 Angelika Bensberg	 70. 

OT MÖLLENDORF

13.07.	 Barbara Folda	 70. 

OT PETERSMARK

23.07.	 Karin Ollendorf	 75. 

HANSESTADT  
WERBEN (ELBE)

07.07.	 Wilfried Schultze	 70. 
10.07.	 Helmut Schultz	 75. 
17.07.	 Margot Steil	 92. 

OT BEHRENDORF

23.07.	 Emil Schäfer	 70. 

GEMEINDE HASSEL

25.07.	 Ingrid Storbeck	 80. 

OT WISCHER
	
05.07.	 Dr. Roland Schäfer	 80. 
21.07.	 Irmgard Sailer	 75. 

GEMEINDE  
HOHENBERG-KRUSEMARK

03.07.	 Anna Hohm	 93. 
31.07.	 Bärbel Voigt	 75. 
		

OT HINDENBURG

02.07.	 Inge Glockmann	 85. 
08.07.	 Grete Kraft	 91. 
22.07.	 Irene Rennspieß	 75. 

GEMEINDE IDEN

29.07.	 Ruth Bolle	 80. 

OT ROHRBECK

03.07.	 Erna Falke	 85. 
	

GEMEINDE ROCHAU

21.07.	 Gerda Wedig	 92. 
31.07.	 Friedhelm Reichert	 80. 

OT KLEIN SCHWECHTEN

21.07.	 Gisela Szymanski	 70. 

KIRCHLICHE NACHRICHTEN

PFARRBEREICH  
KÖNIGSMARK

Gottesdienste:
 SO | 01.07.
10.30 Uhr | Iden	
13.30 Uhr | Walsleben (+ Taufe)	
 SO | 08.07.
09.00 Uhr | Kirchpolkritz	
10.30 Uhr | Düsedau	
 SA | 14.07.
18.00 Uhr  | Düsedau 
(Abendandacht)		
 SO | 15.07.
09.00 Uhr | Hindenburg		
10.30 Uhr | Berge
 SO | 21.07.		
18.00 Uhr | Düsedau 
(Abendandacht)		
 SO | 22.07.
10.30 Uhr  | Calberwisch 
(+ Taufe)	
14.00 Uhr | Erxleben	
 SO | 29.07.
09.00 Uhr | Iden	   
10.30 Uhr | Meseberg	
14.00 Uhr | Düsedau	

Gemeindeveranstaltungen:
Christenlehre/Flötenkreis:
für die Kirchengemeinde Iden:
Christenlehre: Pfarrh. Iden: 	
montags ab 14.00 Uhr
Flötenkreis: Pfarrh. Iden:	
 MO (1.-4. Klasse) | ab 15.10 Uhr 
für das Kirchspiel Königs-
mark-Meseberg:
Winterkirche Meseberg: 	
 DO | (14-tägig, 5.-6. Klasse) |	
14.00 Uhr

Konfirmandenarbeit des Pfarr-
bereiches Königsmark:
Die Jugendlichen aus dem 
Pfarrbereich Königsmark, die 
am Pfingstsonntag 2020 
konfirmiert werden möchten, 

melden sich bitte bis spätestens 
zum 31. Juli telefonisch im 
Pfarramt Königsmark (039390-
82070) zum Konfirmandenun-
terricht an. Zusätzlich sind sie 
zusammen mit ihren Eltern zu 
einer Terminabsprache eingela-
den am Donnerstag, dem 16. 
August, um 17.30 Uhr im 
Pfarrhaus Königsmark.

GKR-Sitzung 
für die Gemeinde/
das Kirchspiel:
 MO | 02.07. | 18.30 Uhr
Kmrk.-Mesebg  
(bei R. Kleszcz, Mesebg.)	
 DI | 03.07. | 18.30 Uhr
Iden (bei K. Flach, Iden)
 DI | 10.07. | 19.00 Uhr
Erxleben (Dorfgem.-Haus 
Erxleben)  
 MI | 11.07. | 18.00 Uhr
Walsleben  
(Pfarrhaus Hindenburg)

Gemeindenachmittage: 	
Sommerpause!!!

 SO | 01.07. 
09.00  Uhr | Plätz 
mit Abendmahl 
Pfr. Juliane Kleemann 
10.30  Uhr | Eichstedt 
mit Abendmahl dto. 
 SO | 08.07. 
14.00  Uhr | Klein Schwechten 
mit Reisesegen und anschl. 
Kaffee und Kuchen 
Michael Kleemann 
 SO | 15.07. 
10.00  Uhr | Schartau 
Sylvia Gercke, Lektorin 
 FR | 03.08. 
13.00 Uhr | Möllendorf 
Goldene Hochzeit 
Pfr. J. Obara
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Professor Dr. Friedrich Falke (1871-1948),
ein Gelehrter aus Schwarzholz
Uralt und weitverzweigt ist das 
Geschlecht der Falcken in der 
Altmark, von dem sich durch 
immer wieder wechselnde 
Schreibweisen zahlreiche 
abgeleitete Namensformen 
herausbildeten: so Falk, Falck, 
Falke oder Falcke. (Der Verfasser 
selbst gehört z. B. einem 
Seitenzweig der 1767 begründe-
ten Hindenburger Falke-Linie 
an.) Erst mit der Einführung des 
Personenstandswesen (Stan-
desamt) im Jahre 1874 setzte 
sich eine verbindliche Schreib-
weise der Familiennamen 
durch. Der Stammhof aller 
„Wische-Falcken“ ist der „Hof 
zur Hufe“ in Klein-Holzhausen 
bei Seehausen; deren Stammes-
vater ist Joachim Falcke (geb. 
um 1520). Ältestes historisches 
Dokument der altmärkischen 
Wische-Falcken ist eine Klage-
schrift aus dem Jahre 1558. Als 
herausragende Mitglieder aus 
diesem Geschlecht sind der 
„Königs-Falcke“ aus Wende-
mark und der „Weiden-Falke“ 
aus Schwarzholz zu nennen. 
Die Schwarzholzer Falke-Linie, 
aus welcher der erwähnte 
„Weiden-Falke“, der Professor 
Dr. Friedrich Falke entspross, 
wurde von dem aus Dobbrun 
stammenden Johann Daniel 
Falcke (1705-1778) begründet, 
der um das Jahr 1750 den 
vormals Schultzeschen Acker-
hof Nr. 7 erwarb. In der Folge 
setzte sich die Schreibweise des 
Familiennamens ohne „ck“ 
durch.
Der Falke bzw. Hoffmann-Hof 
mit seinen Acker- und Grünflä-
chen fiel 1945 unter die Boden-
reform und wurde aufgeteilt. 
Alle Familienangehörigen 
mussten den Hof verlassen. Zu 
LPG-Zeiten wurden die Stallun-
gen zu einem großen Teil 
abgetragen und das alte 
Wohnhaus fiel im März 1998 
einer Brandstiftung zum Opfer, 
sodass die ehemalige Hofstelle 
heute nur noch eine eingewach-
sene Wüstung ist. Jedoch hält 
eine auf einem Findling ange-
brachte Tafel die Erinnerung an 
den aus Schwarzholz stammen-
den Gelehrten wach. 
Am 7. Juli 1871 wurde Friedrich 

Wilhelm August Karl Falke als 
Sohn des Ackermanns Karl 
Gottfried Falke (1826-1904) und 
dessen Frau Charlotte Wilhel-
mine Auguste, geb. Schoene-
mann, (1836-1901) in Schwarz-
holz geboren. Von seinen sechs 
Geschwistern verstarben allein 
vier im Kindesalter. Als Hoferbe 
der 5. Falke-Generation zeigte er 
zwar von frühester Jugend an 
eine große Neigung zur Land-
wirtschaft, aber wie sich zeigte, 
lag diese mehr auf wissen-
schaftlichem als auf prakti-
schem Gebiet. So studierte Falke 
nach dem Schul- und Gymnasi-
albesuch ab 1890 an der 
Friedrichs-Universität in Halle 
a. d. Saale und promovierte im 
Jahre 1895 mit einer „Dissertati-
on über die Braunheuberei-
tung“ zum Dr. phil. der Land-
wirtschaft. Im Anschluss daran 
arbeitete er dort einige Jahre als 
Assistent des bedeutenden 
Agrarwissenschaftlers Prof. Dr. 
Julius Kühn (1825-1910) und 
habilitierte 1898 mit seiner 
Schrift „Die Milchsekretion des 
Rindviehs unter dem Einfluss 
fettreicher Fütterung“.
In den folgenden drei Jahren 
lehrte Falke am Landwirtschaft-
lichen Institut der Universität 
Halle und veröffentlichte 1901 
das Buch „Repetitorium der 
Landwirtschaftslehre. Ein 
Wegweiser für Studierende und 
Praktiker“. Im gleichen Jahr 
erfolgte die Berufung als 
außerordentlicher Professor für 
Pflanzen- und Tierzucht an die 
Universität Leipzig.
Eine glückliche Fügung wollte 
es, dass sein Freund und Mitstu-
dent Gotthard Hoffmann sich in 
dessen jüngere Schwester 
Agnes verliebte und diese 1900 
heiratete. So konnte Falke im 
Jahre 1902 auf das Hoferbe 
verzichten, die Hofführung 
seinem Schwager übergeben, 
und sich nun ganz der Hoch-
schularbeit widmen. Auf den 
Koppeln seines Schwagers in 
Schwarzholz und einiger 
anderer Landwirte der altmär-
kischen Wische führte Falke 
nun viele Jahre umfangreiche 
Weideversuche durch. Deren 
Ergebnisse fasste er in seinem 

1907 erschienenen Hauptwerk 
„Die Dauerweide. Bedeutung, 
Anlage und Betrieb derselben 
unter besonderer Berücksichti-
gung intensiver Wirtschaftsver-
hältnisse“ zusammen. Er zeigte 
darin klar auf, dass eine ordent-
liche Düngung und sachgemä-
ße Weideführung eine erhebli-
che Steigerung der Leistungs- 
fähigkeit und Rentabilität 
bewirkten. Das Fachbuch 
erlebte in den Jahren 1911 und 
1920 zwei weitere Auflagen 
und war über dreißig Jahre 
hindurch das Standardwerk 
aller Studenten und Weidewir-
te. Überdies wusste er in 
zahlreichen Vortragsreisen 
durch Nord- und Mitteldeutsch-
land seine Zuhörer durch seine 
Kenntnisse zu fesseln und zu 
begeistern.
Am 1. Weltkrieg nahm Falke 
zunächst als Hauptmann an der 
Front teil, wurde aber aufgrund 
seiner Fachkenntnisse ab 1916 
im besetzten Belgien als 
landwirtschaftlicher Verwal-
tungsoffizier eingesetzt. Im Mai 
1918 erfolgte die Berufung als 
Geheimer Regierungsrat nach 
Dresden, um in einer neu 
geschaffenen landwirtschaftli-
chen Abteilung des sächsischen 
Innenministeriums die infolge 
des Krieges „so schwer erschüt-
terte sächsische Landwirtschaft 
im Verein mit den Berufsvertre-
tern von Grund auf wieder 
aufzubauen“. Nach seinen 
Vorschlägen wurden 1919 die 
Höhere Staatslehranstalt für 
Gartenbau in Pillnitz errichtet 
und die landwirtschaftlichen 
Versuchsanstalten modernisiert 
und neu ausgerichtet. In jenem 
Jahr erschien auch sein zweites 
Hauptwerk zur Grünlandfor-
schung „Die Weidewirtschaft“.
Im Herbst 1920 folgte Falke 
einem zweiten Ruf der Univer-
sität Leipzig, wo er als ordentli-
cher Professor den neu errichte-
ten Lehrstuhl für landwirt- 
schaftliche Betriebslehre 
übernahm. Schon bald wurde er 
Direktor der landwirtschaftli-
chen Institute der Universität, 
1926/27 Dekan der dortigen 
naturwissenschaftlich-mathe-
matischen Fakultät und stand 

schließlich der Universität im 
Wintersemester 1929/1930 als 
Rektor vor. Einen Höhepunkt 
dieser akademischen Leipziger 
Jahre bildete die wissenschafts-
historisch bedeutsame „Ge-
dächtnisrede zum 100. Todesta-
ge Albrecht Daniel Thaers 
(1752-1828)“, des Begründers 
der Agrarwissenschaft. 
In seiner Eigenschaft als 
Vorsitzender der Ackerbau- 
Abteilung der Deutschen 
Landwirtschafts-Gesellschaft in 
den Jahren 1919 bis 1932 
gründete er 1921 einen „Son-
derausschuss für Wiesen und 
Dauerweiden“, dem er bis 1933 
vorstand. Zu den weiteren 
Gründungen zählten: eine 
„Arbeitsgemeinschaft für 
Grünlandwirtschaft“ (1923), 
eine „Auskunftsstelle für 
Grünlandwirtschaft“ in Anna
berg/Erzgebirge (1925) und eine 
„Landesstelle für die Erfor-
schung der landwirtschaftli-
chen Betriebsverhältnisse in 
Sachsen“ (1927). Eine von ihm 
entwickelte Methode zur 
Berechnung der Leistung einer 
Weide, erfuhr eine Weiterent-
wicklung durch seinen Schüler 
Richard Geith (Falke-Geith-Me-
thode). 
Nachhaltig förderte Falke die 
internationale Zusammenar-
beit der Graslandforscher. Auf 
seine Initiative hin fanden sich 
Ende Mai 1927 etwa 50 Grün-
landexperten aus nord- und 
mitteleuropäischen Ländern 
nach Leipzig zu einer Fachta-
gung, zwecks gemeinsamen 
Gedankenaustausches ein. 
Nachträglich wurde jene 
Tagung 1934 in Zürich zum  
„1. Internationalen Grünland-
kongress“ erklärt und Leipzig 
zum Sitz der „Zentralstelle der 
Vereinigung Internationaler 
Grünlandkongresse“ bestimmt. 
Bis zum Ausbruch des  
2. Weltkriegs kamen die Gelehr-
ten nun alle zwei bis drei Jahre 
zusammen.
In den dreißiger Jahren er-
schloss sich Falke im Ausland 
ein neues Tätigkeitsfeld. Die 
türkische Regierung ersuchte 
im Jahre 1932 Deutschland um 
Hilfe zum Aufbau einer Hoch-
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schule für Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft und Veterinär-
wesen in Ankara. Als Rektor 
erbat sich der amtierende 
damalige türkische Landwirt-
schaftsminister Muhlis (Erk-
men) die Leipziger Koryphäe 
Prof. Dr. Falke. Nach einem 
Vorortbesuch ließ er sich von 
der Leipziger Universität auf 
Zeit beurlauben und nahm das 
Angebot des Gründungsrekto-
rats an. Neben der Aufbauarbeit 
konnte er in den fruchtbaren 
fünf Jahre seines Wirkens 
zahlreiche deutsche Austausch-
professoren für die neu zu 
besetzenden Lehrstühle gewin-
nen. Eintretende zunehmende 
Spannungen, zum einen sein 
Handeln der NS-Außenpolitik 
unterzuordnen sowie persönli-
che Differenzen mit den 
deutschen Kollegen, nötigten 
das Auswärtige Amt ihn im 
Frühjahr 1938 nach Deutsch-

land zurück zu beordern. 
Enttäuscht zog sich der emeri-
tierte Friedrich Falke nun nach 
Arendsee zurück, wo er im Alter 
von 77 Jahren, am 10. März 
1948, verstarb. Ein letzter 
Lichtblick noch drei Tage vor 
seinem Tode war für ihn, dass 
Ansuchen der Leipziger Univer-
sität zu dessen dritter Berufung 
auf den Lehrstuhl.
Aus seiner in Halle a. d. Saale 
am 12. Dezember 1899 ge-
schlossenen Ehe mit Adelheid, 
geb. Weber, (1876-1945) gingen 
sechs Kinder – fünf Töchter und 
einen Sohn – hervor.
Im Rahmen einer Gedenkveran-
staltung in Arendsee würdigt 
der „Altmärkische Heimatbund“ 
am 31. August 2018 die Lebens-
leistung des vor 70 Jahren dort 
verstorbenen Begründers der 
modernen Grünlandforschung 
– des Professor Dr. Friedrich 
Falke.                            Christian Falk

Phantasiegeschichten der Klasse 4b  
der Grundschule Arneburg

Phantasiegeschichten der Klasse 4b  
der Grundschule Arneburg
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Ein Tag auf dem Bauernhof

Auf Initiative des Kreisbauern-
verbandes Stendal e. V. hatten 
wir, die Kinder der Klasse 2a, die 
Möglichkeit, das Leben auf 
einem Bauernhof hautnah 
kennenzulernen.
Wir fuhren am 5. Juni mit dem 
Bus, den der Bauernverband für 
uns organisiert hatte, zur 
Familie Thomsen nach Düse-
dau. Hier wurden wir von zwei 
Alpakas tierisch empfangen. 
Sofort waren wir in unserem 
Element. Wir gingen zu den Rin-
dern und erfuhren dort, dass im 
Vergleich zu den Menschen die 
Kälber die Babys, die Jungtiere 
die Schulkinder, die Fersen die 
Teenager und der Bulle und die 
Kuh der Mann und die Frau 
sind.

Am schönsten war es, die 
niedlichen Kälbchen zu strei-
cheln. Wir lernten, uns ruhig 
und langsam den Tieren zu 
nähern, weil sie sich sonst 
erschrecken und weglaufen 
könnten. Selbst den großen 
Bullen ,,Erik" konnten wir 
streicheln. Außerdem schauten 
wir uns an, was Kühe alles so 
fressen und durften diese auch 
füttern. Wir haben nicht 
schlecht gestaunt, als wir 
erfuhren, dass die Kühe sogar 
einen kleinen ,,Wellnessbe-
reich" haben. Im Stall war eine 
große Bürste angebracht, die 
herunterklappen konnte. Die 
Kühe wissen das genau und 
lassen sich dort massieren, 
wenn sie Lust haben. 

Auf dem Hof leben ebenfalls die 
Schweine Hans und Franz 
sowie eine Schleiereule, die 
dafür sorgt, dass nicht so viele 
Mäuse da sind. Wie cool! 
Später haben wir uns die 
riesengroße Technik ange-
schaut, zum Beispiel den 
Mähdrescher und den Traktor, 
in dem wir sogar einmal 
,,Probesitzen" durften. Damit 
die Steine nicht die sensible 
Technik beschädigen und alles 
kaputt machen, ist es im Vorfeld 
wichtig, diese vom Feld einzu-
sammeln. Das probierten wir 
kurz aus.
So ein Bauer hat echt viel 
Arbeit! Zwischendurch durften 
wir auch auf dem Trampolin 
springen, mit dem Ball spielen 

und es gab sogar Wiener und 
ein Eis.
Wir bedanken uns ganz herzlich 
bei Frau Thomsen. Von Anfang 
an fühlten wir uns auf diesem 
toll gepflegten Hof sehr wohl. 
Frau Thomsen hat all unsere 
Fragen in ihrer liebenswerten 
Art immer wieder für uns 
verständlich beantwortet. Wir 
haben gelernt, dass ein achtsa-
mer sowie respektvoller 
Umgang mit den Tieren ganz, 
ganz wichtig ist!
Ein großes Dankeschön sagen 
wir auch dem Bauernverband, 
ohne den dieser tolle Tag gar 
nicht stattgefunden hätte. 

Die Kinder der Klasse 2a der 
Grundschule Arneburg
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Projekttag „Grünes Klassenzimmer“ – 
Sachkunde hautnah für Klassen 3 und 4
Am Donnerstag, 24. Mai, hieß es 
Sachkundeunterricht hautnah 
zu erleben.
Die Klassen 3 und 4 der Grund-
schule Goldbeck machten sich 
zu einem Projekttag nach Iden 
ins Institut für Landwirtschaft 
auf.
Nachdem die Klasse 3 in den 
vergangenen Jahren vieles über 
die Rinderhaltung im Landwirt-
schaftsbetrieb Lindtorf erfahren 
hat, wurde dieses Wissen nun 
über die Schweinehaltung 
erweitert. Interessant und 
lebensnah erzählten die 

Mitarbeiter viel Wissenswertes 
über die Schweine- und Rinder-
haltung im Institut, über die 
benötigte Technik und Ausbil-
dung von Lehrlingen in land-
wirtschaftlichen Berufen. 
Viel Spaß machte den Kindern 
auch eine Schnupperfahrt mit 
dem Traktor über das Gelände.
Wir sagen nachmals Danke-
schön für die Führungen und 
kommen im nächsten Jahr gern 
wieder.

Die Klassen 3 und 4 
Der GS Goldbeck

Wandertag nach Walsleben zur Jesse/Matz mbH
Am 23. Mai führte uns unser  
2. Wandertag nach Walsleben 
zur Jesse/Matz mbH.
Frohgelaunt starteten wir am 
Morgen zu Fuß entlang des 
alten Fabrikgeländes über den 
Radweg bis nach Möllendorf. 
Unterwegs erfuhren wir 
Wissenswertes – über die 
einstige Zuckerfabrik, belausch-
ten die Stimmen verschiedener 
Vogelarten, die wir aus dem 

Sachunterricht kannten und 
bestimmten Pflanzen entlang 
des Weges.
In Möllendorf machten wir eine 
kurze Rast und nahmen unser 
Frühstück ein. Dann ging es 
entlang des ehemaligen 
Bahndamms Richtung Walsle-
ben. Wir legten unterwegs 
Naturmandalas aus gesammel-
ten Fundstücken.
In Walsleben angekommen 

empfing uns schon Frau Muhl. 
Sie hieß uns willkommen und 
führte uns über das Gelände der 
Hähnchenmastanlage. Wir 
erfuhren sehr viel Wissenswer-
tes über die Aufzucht der Tiere. 
So bleiben diese zum Beispiel 
fünf Wochen lang in der Anlage 
nachdem sie als kleine Küken 
angeliefert wurden. Danach 
werden sie geschlachtet und 
wir können bei Mc Donald’s 

Nuggets essen.
Zum Abschluss wurde allen 
noch ein Eis spendiert und 
dann brachte uns der Bus 
wieder zurück nach Goldbeck.
Wir bedanken uns recht 
herzlich bei Herrn Matz und 
Frau Muhl.

Klasse 1A
Grundschule Goldbeck
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Unser Spiel- und Sportfest zum Kindertag

Bei strahlendem Sonnenschein 
fand am 1. Juni, zum Kindertag, 
das Spiel- und Sportfest der 
Grundschule Arneburg statt. 
Alle Kinder, Helfer, Eltern und 
Lehrer trafen sich auf dem 
Sportplatz, wo sich alle Kinder 
zuerst einmal mit Gymnastik 
zu passender Musik  erwärm-
ten. Danach folgten die Wett-
kämpfe im Dreikampf, die 
gleichzeitig die Grundlage für 
den Erwerb des Sportabzei-
chens sind. Alle Kinder waren 
mit Feuereifer dabei und 
versuchten, gute Ergebnisse zu 
erzielen. Während die Kinder 
die Wettkämpfe bestritten, 
wurde ein leckeres Frühstücks-
buffet vorbereitet. In der Pause 
stärkten sich alle mit Pausen-
broten, leckerem Obst und 
einem Eis. Nebenbei konnten 
sie sich auf einer vielseitig 
ausgestatteten Spiele-Station 
die Zeit vertreiben. Highlight 
war eine Hüpfburg.

Nach dem Frühstück wurden 
die Kinder in Gruppen einge-
teilt. Eine Gruppe spielte unter 
Anleitung erfahrener Trainer 
(Herr Kirpeit und Herr Kreip) 
Fußball.

Sieger Mädchen:	
Tamiya Machner

Jungen:	 Klassen 1 und 2: 	
1. Parsa Amiri
2. Marten Kröll

3. Ben Bindemann
Klassen 3 und 4:	
1. Younes Korbani
2. Mansour Arefi
3. Leon-Paul Rolle

Die andere Gruppe ging zum 
Reitplatz. Dort wartete schon 
Rebekka Wendt mit ihrem Team 
vom Reiterhof Uwe Wagner mit 
zwei Pferden. 
Die Kinder konnten auf einem 
Pferd, an der Hand reiten und 

bekamen nebenbei noch all ihre 
Fragen zu den Themen Pferde 
und Reiten beantwortet.
Die Kinder, die bereits voltigie-
ren können, zeigten unter den 
kritischen Augen des Kampf-
richters Werner Schwarzkopf 
sehr überzeugend auf Florino, 
an der Longe ihr Können.
Alle Übungen wurden bewertet 
und die Punkte addiert. 
Die Goldmedaille konnte sich 
danach Gina Fichte überreichen 
lassen. Silber ging an Mia 
Ballenthin und Bronze erturnte 
sich Johanna Kratzius. 
Alle Volti-Kinder und die Pferde 
bekamen eine grüne Turnier-
schleife angesteckt.
Mit dem Mittagessen ging ein 
sehr schöner Tag zu Ende, an 
den sich alle Beteiligten noch 
lange erinnern werden. 
Ein großes Dankeschön sagen 
wir allen Helfern.

Das Team der Grundschule 
Arneburg

Ergebnisse
Name	 Punkte	 Platzierung
Klassenstufe 1 – Mädchen
Marie Fricke	 662	 1.
Levke Kreip	 579	 2.
Lisa-Marie Buch	 555	 3.
Klassenstufe 1 – Jungen
Marten Kröll	 589	 1.
Johann Sadowski	 555	 2.
Marlon Tramp	 536	 3.
Klassenstufe 2 – Mädchen
Johanna Kratzius	 810	 1.
Emma Kadler	 786	 2.
Laura Bethge	 732	 3.
Klassenstufe 2 – Jungen
Parsa Amiri	 740	 1.
Wieland Fontes	 649	 2.
Mohammad Zaarour	 646	 3.

Name	 Punkte	 Platzierung
Klassenstufe 3 – Mädchen
Mia Ballenthin	 816	 1.
Anna Folda	 783	 2.
Nele Holz	 736	 3.
Klassenstufe 3 – Jungen
Fynn Röttger	 794	 1.
Cedric Nitsche	 792	 2.
Mansour Arefi	 617	 3.
Klassenstufe 4 – Mädchen
Annalena Steeg	 906	 1.
Clara Kröll	 883	 2.
Alina Martens	 879	 3.
Klassenstufe 4 – Jungen
Moritz Rathke	 805	 1.
Bastian Rolle	 788	 2.
Marvin Geib	 783	 3.
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Sportlich und fit am Kindertag 
wetteifern um Weite und Schnelligkeit
1. Juni – Internationaler Kinder-
tag!
An diesem Tag geht es auch 
traditionell an der Grundschule 
Goldbeck sportlich zu! Die 
Schüler wetteiferten im Drei-
kampf um weite Sprünge, 
schnelle Läufe und weite Würfe. 
Dazu machten sich alle Klassen 
schon zeitig auf, um auf dem 
Sportplatz der Sekundarschule 
die Wettkämpfe auszutragen. 
Die Temperaturen waren am 
Morgen noch erträglich. Den 
Dreikampf absolvierten alle, der 
Ausdauerlauf (800 m bzw. 
1000 m) wurde den Kindern 
erlassen! Zwischendurch gab es 
für alle ein erfrischendes Eis.

Die Ergebnisse:

Klasse 1	
1. Platz:	 Odenbach, Mary Jane
	 Stiller, Luisa
	 Witwar, Linus
2. Platz:	 Fischer, Sam
3. Platz:	 Kubitz, Kya
	 Grund, Benedikt

Klasse 2:	
1. Platz:	 Famulla, Jody
	 Sanftleben, Lion
2. Platz:	 Borchert, Lara
	 Huth, Levin
3. Platz:	 Grundig, Zoey
	 Sanftleben, Max

Klasse 3	
1. Platz:	 Hoedt, Hedi
	 Teitge, Tyler
2. Platz:	 Schernikau, Laura
	 Frutig, Leon
3. Platz:	 Rausch, Alicia
	 Heidenreich, Paul

Klasse 4	
1. Platz:	 Hinze, Selina
	 Hoffmann, Livien
2. Platz:	 Stapel, Alina
	 Mnich, Nils
3. Platz:	 Migowski, Hannah
	 Grund, Hendrik

Die beste sportliche Leistung 
zeigte bei den Mädchen Selina 
Hinze und bei den Jungen Linus 
Witwar.
Ein herzliches Dankeschön an 
alle fleißigen Helfer.

Grundschule Goldbeck

Sportfest der Grundschule Iden 
mit Kindertagsüberraschung
Traditionell  fand  für die 
Mädchen und Jungen der 
Grundschule Iden am 1. Juni 
anlässlich des Kindertages das 
Sportfest statt.
Durchgeführt wurde der 
leichtathletische Dreikampf 
(Weitsprung, 50 m Sprint und 
Wurf) sowie der 800 m Lauf. Die 
jeweils drei bestplatzierten 
Mädchen und Jungen der 
einzelnen Klassen bekamen 
Medaillen. Zwei Pokale über-

reichte zudem der Förderverein 
an das sportlichste Mädchen 
(Lucy Scheid; Klasse 4) und den 
sportlichsten Jungen  (Maximi-
lian Iwanski; Klasse 4) an 
diesem Tage.
Als kleine Kindertagsüberra-
schung  gab es dann noch 
Würstchen, Saft und Eis.
Vielen Dank an die fleißigen 
Muttis für die Unterstützung an 
den Wettkampfstationen.

Grundschule Iden
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Handschellen klicken in Kita „Elbräuber“ in Arneburg 

Von Annelene Sommer
Am Himmel ist kein Wölkchen 
zu sehen. Die Sonne strahlt über 
Arneburg. Am Fuße des Burg-
bergs fließt die Elbe gemächlich 
dahin. Radtouristen bestaunen 
die Sehenswürdigkeiten der 
Stadt. Nichts scheint das Idyll 
der Kleinstadt zu trüben. Aber 
dann... 
Plötzlich klicken bei den 
„Elbräubern“ in der Kita Arne-
burg die Handschellen!
Doch was war passiert? Tobte 
nun etwa das Verbrechen in 
unserer beschaulichen Klein-
stadt? 
Regionalbereichsbeamter Mirko 
Behrend hatte den diesjährigen 
Kindertag zum Anlass genom-
men und der Kita „Elbräuber“ in 
Arneburg einen Besuch abge-
stattet. 
Unter strahlend blauem Himmel 
und den wachsamen Augen der 
Erzieherinnen, durften die 
Kinder gruppenweise den 
Streifenwagen inspizieren. 

„Mama, Mama, der Polizist-
mann hat in seinem Polizeiauto 
sogar Hütchen.“ ruft mir mein 
Dreijähriger aufgeregt zu, als 
ich am Nachmittag zum 
Sommerfest in der Kita eintraf. 
„Ist nicht wahr.“, gebe ich mich 
überrascht. „Doch! Hüüüüüt-
chen!!! Damit kann er absper-
ren, wenn ein Unfall passiert 
ist. Und dann kommt ein 
Abschleppwagen, hat der 
Polizistmann gesagt.“, sprudelt 
es aus ihm heraus. „Und die 
Sirene hat er auch angemacht. 
Die war gaaaaanz laut.“ Mein 
Sohn ist nicht zu bremsen und 
gibt mir in seiner kindlichen 
Euphorie wieder, wie toll der 
Besuch von Polizeiobermeister 
Mirko Behrend für ihn gewesen 
ist. Und auch an anderer Stelle 
schnappe ich den einen oder 
anderen Gesprächsfetzen auf, 
wie sehr die Kinder von seinem 
Besuch begeistert waren. 
Kitaleiterin Simone Hecht 
schließt sich den Kindern 

uneingeschränkt an. „Herr 
Behrend hat das ganz toll und 
kindgerecht gemacht.“, erzählt 
sie mir später. „Die kleineren 
Kinder durften sich den Strei-
fenwagen ansehen, während 
die Älteren ihrem Alter entspre-
chend spielerisch informiert 
wurden.“
Gewaltprävention nennt man 
das. Und beginnen kann man 
damit ja nicht früh genug. Als 
Mama eines – im wahrsten 
Sinne des Wortes - „Elbräubers“ 
bin ich natürlich sehr daran 
interessiert, meinem Kind 
Möglichkeiten aufzuzeigen, wie 
Konflikte mit Worten statt mit 
Fäusten zu lösen sind. 
Dass es manchmal aber auch 
ratsam sein kann, sich mit 
Händen und Füßen, mit Krat-
zen und Beißen zur Wehr zu 
setzen, erklärte Mirko Behrend 
den Vorschulkindern, indem er 
sie in verschiedene Rollenspiele 
verwickelte. Dazu wechselte der 
Polizeiobermeister selbst die 

Seiten und mimte den Böse-
wicht, der die Kinder mit 
Süßigkeiten versuchte in sein 
Auto zu locken. „Ihr müsst 
schreien, so laut ihr könnt.“, riet 
er den Kindern, die gespannt 
seinen Worten lauschten. 
Neben „Polizei“ sollen die 
Kinder auch „Feuer“ brüllen, um 
auf sich aufmerksam zu ma-
chen. 
Und dann war da ja noch die 
Sache mit den Handschellen. 
Natürlich wurde bei den 
Elbräubern niemand verhaftet. 
Wie Handschellen funktionie-
ren und wozu ein Polizist sie 
braucht, das wissen die Kinder 
der Kita in Arneburg nun aber 
auch. 
Und die zukünftigen Erstkläss-
ler freuen sich schon jetzt auf 
den nächsten Besuch vom 
Regionalbereichsbeamten 
Mirko Behrend. Denn dann 
wird er sich nämlich mit ihnen 
über mögliche Gefahren auf 
dem Schulweg unterhalten.
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Sommerfest in der Kita „Elbräuber“  
in Arneburg
Am 1. Juni haben wir in unserer 
Kita Elbräuber Arneburg 
gefeiert.
Am Vormittag kam das Polizei-
auto, es gab Eis und wir haben 
getanzt, gesungen und gelacht; 
es hat allen eine Menge Spaß 
gemacht.
Am Nachmittag wurden die 
Eltern, Großeltern, Freunde und 
Bekannte eingeladen zum 
Sommer- bzw. Familienfest.
Den Auftakt gab ein Programm 

der Kinder. Anschließend 
konnte gemütlich bei Kaffee 
und Kuchen geplaudert werden. 
Für unsere Kinder gab es eine 
Bastelstation, ein Gewinnspiel 
und eine Hüpfburg hatten wir 
auch.
Die Feuerwehr hat fürs leibliche 
Wohl gesorgt. Wir sagen 
herzlichen Dank.

Es war ein rundum gelungenes 
Fest.

„Nein, ich geh nicht mit“ –  
Verhalten gegenüber Fremden

Was war das heute für eine 
Aufregung. Die Polizei hatte 
sich in der Kindertagesstätte 
„Knirpsenland“ in Iden ange-
meldet. Die Kinder waren nicht 
mehr zu halten. Unser zuständi-
ger Regionalbereichsbeamter 
Herr Behrend war zu Gast und 
hat den Kindern erzählt, wie sie 
sich in Notfällen und im 
Straßenverkehr verhalten 
sollen. Der Notruf wurde geübt. 
Thema war auch das Verhalten 
gegenüber Fremden, „Nein, ich 
geh nicht mit.“ 

Im Anschluss an den theoreti-
schen Teil konnten die Kinder 
das Polizeiauto erobern. Sie 
durften sich hineinsetzen, 
sahen sich das Blaulicht an und 
waren erstaunt, wie laut die 
Sirene ist. Herr Behrend erzähl-
te den Kindern, warum das 
Polizeiauto Streifen hat oder 
wozu die Sicherheitsweste 
dient. Wir bedanken uns ganz 
herzlich bei Herrn Behrend für 
den interessanten Vormittag 
und freuen uns schon auf das 
nächste Mal.
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Hinweise zum Behandlungsvertrag
Begibt sich ein Bürger in 
ärztliche Behandlung, stellt sich 
die Frage nach dem damit 
begründeten Rechtsverhältnis 
– unabhängig davon, ob er 
gesetzlich (GKV) oder privat 
(PV) versichert ist. Die GKV 
sichert dem Patienten ausrei-
chende, zweckmäßige und 
wirtschaftliche Leistungen zu, 
die das Maß des Notwendigen 
nicht überschreiten dürfen. 
Mehr darf die GKV nicht 
bewilligen (§12 I SGB V).

1. Parteien des Behandlungs-
vertrages
Der Vertrag wird zwischen dem 
Patienten einerseits und dem 
Hausarzt, dem Medizinischen 
Versorgungszentrum oder dem 
Krankenhaus andererseits 
abgeschlossen. Letztere sind 
gemäß §630a I BGB „Behan-
delnder“. Als solche gelten 
Ärzte, Psychologen aber auch 
Angehörige der Heilberufe wie 
z. B. Hebammen, Heilpraktiker 
oder Masseure. Apotheker und 
Tierärzte gehören nicht, dazu. 
Auch der Heimvertrag wird 
durch diese Vorschrift nicht 
geregelt.
Wird der Patient im Kranken-
haus stationär behandelt, wird 
in der Regel ein schriftlicher 
Behandlungsvertrag abge-
schlossen. Die dort tätigen Ärzte 
und Pfleger sind Erfüllungsge-
hilfe (§278 BGB) des Kranken-
hauses. Steht ein Patient unter 
Vormundschaft bzw. unter 
rechtlicher Betreuung, handeln 
die gerichtlich bestellten Vertrer 
für ihn (§§1793, 1901 BGB). Für 
Patienten, die in guten Tagen 
eine schriftliche Patientenver-
fügung (§ 1901a BGB) verfasst 
haben, kann sich daraus eine 
Begrenzung der ärztlichen 
Therapiefreiheit ergeben (§7 I 
BOÄ Sachsen-Anhalt). Im 
Hinblick auf die Regulierung 
eventueller Behandlungsfehler 
hat der Patient ein rechtliches 
Interesse daran, festzustellen, 
wer sein Behandelnder ist.
Der Behandlungsvertrag ist ein 
Dienstvertrag sui generis, d.h. 
der Behandelnde schuldet dem 
Patienten Behandlung nach den 
Regeln der ärztlichen Kunst (de 
lege artis) – aber keinen Be-
handlungserfolg. Anspruch auf 

eine von ihm bestimmte 
Therapiemethode hat der 
Patien auch nicht. Im Rahmen 
der Vertragsfreiheit können 
Patienten ggf. entgeltliche 
Sondervereinbarungen treffen. 
Einen Behandlungserfolg kann 
sich der Patient z. B. im Fall 
einer Implatantion oder eines 
kosmetischen Eingriffs ausbe-
dingen.

2. Informationspflichten 
(§ 630 c BGB)
Die Vertragspartner haben zur 
Herbeiführung des Behand-
lungserfolges vertrauensvoll 
zusammenzuarbeiten (Oblie-
genheit). Insbesondere bei der 
Erhebung der Krankengeschich-
te (Anamnese) hat der Patient 
umfassend vorzutagen und das 
Verbot der Artefakte zu beach-
ten. Verletzt er diese Pflicht oder 
die Befolgung der Medikation, 
kann ihn im Schadensfall ein 
mitwirkendes Verschulden 
treffen (§ 254 BGB). Sind für den 
Arzt Umstände erkennbar, die 
auf einen Behandlungsfehler 
schließen lassen, hat er den 
Patienten 1.) auf dessen Nach-
frage oder 2.) zur Abwendung 
gesundheitlicher Gefahren 
wahrheitsgemäß zu informie-
ren. Sofern keine gesundheitli-
chen Gefahren bestehen, ist der 
Arzt von sich aus nicht zur 
Information verpflichtet (vgl. 
BR-Drs. 17/10488 S. 21), zumal 
eine umfassende Fürsorge-
pflicht für den Patienten nicht 
besteht. Ein „barmherziges 
Verschweigen“ kann nur auf 
den Fall von Suizid-Gefahr 
beschränkt sein (vgl. Rehborn, 
GesR 2013 S. 260). Also: Der 
Patient sollte immer den Arzt 
über Verlauf, Ergebnis und 
Folgen der OP befragen! Be
kundet der Arzt einen Behand-
lungsfehler, darf der Patient 
diese Tatsache nur mit Zustim-
mung des Arztes im Straf-bzw. 
Ordnungswidrigkeitenver
fahren verwenden – Beweisver-
wertungsverbot (§ 630c II S. 3 
BGB). Dieses „nemo-tene-
tur-Prinzip“ – das Privileg sich 
selbst nicht belasten zu müssen 
– gilt aber nicht im Zivilprozess 
(§138 I ZPO; Terbille M. Mün-
chener Anwaltshandbuch 
Medizinrecht S. 207, Rn. 667), da 

beim Behandlungsvertrag das 
Informationsinteresse des 
Geschädigten gegenüber dem 
des Schädigers, sich der eigenen 
Haftung zu entziehen, als 
höherwertig einzustufen ist 
(vgl. BGHZ 41,318; Terbille, 
ebenda). Des Weiteren hat der 
Behandelnde eine wirtschaftli-
che (Neben-) Informations
pflicht, falls ihm bekannt ist, 
dass die Krankenkasse keine 
oder nur teilweise die Kosten-
deckungszusage erteilt hat. 
Diese Information ist schriftlich 
zu erteilen.

3. Aufklärung, 
Dokumentation, 
Patientenakte 
(§§ 630 e, f und g BGB)
Vor der Behandlung muss der 
Patient rechtzeitig und umfas-
send über Umstände, Diagnose 
und Risiken vom Arzt aufge-
klärt werden (§ 8 BOÄ). Dafür 
trägt er die Beweislast (§ 630 h 
II BGB). Der BGH hat entschie-
den, dass insoweit an den dem 
Arzt obliegenden Beweis keine 
unbilligen und übertriebenen 
Anforderungen gestellt werden 
dürfen. „Sei einiger Beweis für 
ein gewissenhaftes Aufkä-
rungsgespräch erbracht, soll 
dem Arzt im Zweifel geglaubt 
werden. Fehlen schriftliche 
Aufzeichnungen über die 
Aufklärung in der Krankenakte 
dürfe dies nicht dazu führen, 
dass der Arzt regelmäßig 
beweisfällig bleibe", BGH, Az:VI 
ZR 143/13. Zum informellen 
Selbstbestimmungsrecht des 
Patienten gehört sein Recht auf 
unverzügliche und vollständige 
Akteneinsicht bzw. Abschriften 
(§ 630g BGB; § 25 SGB X; § 10 II 
BOÄ-SA). Einer Begründung 
bedarf es nicht.

4. Grober Behandlungsfehler 
(§ 630 h BGB)
Der Patient trägt die Beweislast 
für den objektiven „einfachen" 
Behandlungsfehler und dafür, 
dass der Fehler ursächlich für 
den Gesundheitsschaden ist 
(vgl. Geiß/Greiner, Arzthaft-
pflichtrecht, 7. Aufl. S. 175 ff). 
§ 630 h stellt jedoch mehrere 
Vermutungen und die Beweis-
pflicht des Behandelnden 
zugunsten des Patienten auf. 

Dazu gehört der Bereich der voll 
beherrschbaren Risiken - z. B. 
Dokumentations-und Auf
klärungsfehler, Geräte- und 
Hygienesicherheit oder Anfan-
gerfehler (§630 h IV BGB). Eine 
Beweislastumkehr zugunsten 
des Patienten tritt bei groben 
Behandlungsfehlern (§ 630 h V 
BGB) ein. Ein solcher liegt vor, 
wenn der Arzt
–	 eindeutig gegen gesicherte 

fachliche Standards oder 
Leitlinien verstoßen hat und 
dadurch

–	 einen Fehler begangen hat, 
der aus objektiver Sicht nicht 
mehr verständlich erscheint, 
weil ein solcher nicht ent-
schuldbarer Fehler einem 
Arzt schlechterdings nicht 
unterlaufen darf (vgl. Geiß/
Greiner, a.a.O. S. 210 Rn 252; 
BGH: NJW 2011 S. 2508, NJW 
2012 S. 227). 

Die Bewertung des Fehlers als 
„grob" ist eine Rechtsfrage, die 
der Richter – nicht der Sachver-
ständige zu beurteilen hat.
Im Falle von Behandlungsfeh-
lern sollen die Krankenkassen 
(GKV) ihre Versicherten bei der 
Geltendmachung von Ansprü-
chen unterstützen (§§ 66, 275 III 
SGB V). 
Die GKV kann unter Vorlage der 
Patientenakte ein für den 
Patienten kostenloses Gutach-
ten beim Medizinischen Dienst 
in Auftrag geben, welches der 
Patient in einem evt. Zivilpro-
zess als Parteiengutachten 
(-Vortrag) einführen kann, falls 
der Gegner zustimmt (§ 485 I 
ZPO). 
Eine außergerichtliche Streit-
beilegung ist unter Anrufung 
der Schlichtungsstelle für 
Arzthaftpflichtfragen der 
Nordeutschen Ärztekammern 
in Hannover, Hans-Böckler-Al-
lee 3 möglich, sofern sich der 
Arzt darauf einläßt (vgl. Terbille, 
a.a.O. S. 24 Rn 63). 
Ein zivilrechtlicher Arzthaf-
tungsprozess ist für den 
Patienten zeit- und kostenauf-
wendig mit risikobehaftetem 
Ausgang. 
Die Verjährungsfrist beträgt 3 
Jahre.

Dr. Reinhard Luther, 
Arneburg
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Arbeitskreis Werbener Altstadt e. V.

13. Biedermeier-Sommer in Werben (Elbe) 
am 7. und 8. Juli
Herzliche Einladung zu einer sommerlichen Zeitreise in die Bieder-
meierzeit! 

Marktzeiten:
Sonnabend, 7. Juli, 12 – 19 Uhr
Sonntag, 8. Juli, 11 – 17 Uhr

Historischer Markt:
•	 Biedermeiermarkt mit rund 30 Händlern, Handwerkern und 

Künstlern, darunter Schmiede, Tischler, Sattler, Seiler, Töpfer, 
ebenso Gestricktes, Genähtes, Gefilztes, Schmuck, Malerei, 
antiquarische Bücher, Biedermeiermöbel, Gemüse, Blumen …

•	 Speisen und Getränke: Altmärker Bratwurst, Schwein am Spieß, 
Bier, Federweißer, Wildfruchtweine, Kaffee und Kuchen ...

•	 Verkauf des Biedermeier-Marktboten
•	 Kommandeurhaus, Seehäuser Straße 2, Herzhaftes, Werbener 

Johannesgold
•	 Köhlerhaus/Hof Gellerich, Schadewachten 28, Speisen und 

Getränke
•	 Chocolaterie „Kalif Storch“, Seehäuser Straße 12, süße Köstlichkei-

ten
•	 Blaudruck aus dem Havelland

Aus dem Programm:
An beiden Tagen: 
•	 Storchenführungen
•	 Papiertheater zeigt „Kalif Storch“ (Kommandeurhaus)
•	 Schulstunde „Sütterlin“ (Alte Schule) 
•	 Fahrten mit der vierspännigen Königlich Hannoverschen Post-

kutsche
•	 Musik auf dem Harmonium, Drehorgelspiel und Volksliedersin-

gen

Außerdem:
•	 Sonnabend 20 Uhr: Tanz mit den „Swingbopers“, Sommerbühne 

Kommandeurhaus
•	 Sonntag 17 Uhr: „Das Sparschwein“, Komödie, Hoftheater Seehäu-

ser Straße 16

I N FO
Weitere Details zum Programm unter www.werben-elbe.de.

Veranstalter des Biedermeier-Sommers ist der Arbeitskreis Werbener Altstadt e. V. 

mit Unterstützung der Hansestadt Werben. Die AWA-Spendengelder kommen der 

Erhaltung der Werbener Altstadt zugute.
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Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Arneburg

Der Stadt Arneburg gibt die öffentliche Auslegung ihrer Vorschlagslisten für 
Schöffen der Stadt Arneburg gemäß § 36 Absatz 3 Satz des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes (GVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 
(BGBI. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 10 Absatz 6 des Gesetzes vom 30. 
Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden ist, bekannt.

Die Vorschlagsliste der Schöffen für die Stadt Arneburg liegt in der Ver-
bandsgemeinde Arneburg-Goldbeck, An der Zuckerfabrik 1, 39596 Goldbeck 
(Sekretariat) zu jedermanns Einsicht ab dem 28.06.2018 für eine Woche öf-
fentlich aus.

Nach den Vorschriften des § 37 GVG kann gegen die Vorschlagsliste binnen 
einer Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungsfrist, schriftlich oder zu 
Protokoll mit der Begründung Einspruch erhoben werden, dass in die Vor-
schlagsliste Personen aufgenommen sind, die nach §§ 33, 34 GVG nicht 
aufgenommen werden sollten.

Stadt Arneburg, 14.06.2018

Bürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Hassel

Der Gemeinde Hassel gibt die öffentliche Auslegung ihrer Vorschlagslisten 
für Schöffen der Gemeinde Hassel gemäß § 36 Absatz 3 Satz des Gerichts-
verfassungsgesetzes (GVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 
1975 (BGBI. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 10 Absatz 6 des Gesetzes 
vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden ist, bekannt.

Die Vorschlagsliste der Schöffen für die Gemeinde Hassel liegt in der Ver-
bandsgemeinde Arneburg-Goldbeck, An der Zuckerfabrik 1, 39596 Goldbeck 
(Sekretariat) zu jedermanns Einsicht ab dem 28.06.2018 für eine Woche öf-
fentlich aus.

Nach den Vorschriften des § 37 GVG kann gegen die Vorschlagsliste binnen 
einer Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungsfrist, schriftlich oder zu 
Protokoll mit der Begründung Einspruch erhoben werden, dass in die Vor-
schlagsliste Personen aufgenommen sind, die nach §§ 33, 34 GVG nicht 
aufgenommen werden sollten.

Hassel, 14.06.2018

Rihsmann
Bürgermeister	

Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Goldbeck

Der Gemeinde Goldbeck gibt die öffentliche Auslegung ihrer Vorschlags-
listen für Schöffen der Gemeinde Goldbeck gemäß § 36 Absatz 3 Satz des 
Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
9. Mai 1975 (BGBI. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 10 Absatz 6 des Ge-
setzes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden ist, bekannt.

Die Vorschlagsliste der Schöffen für die Gemeinde Goldbeck liegt in der 
Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck, An der Zuckerfabrik 1, 39596 Gold-
beck (Sekretariat) zu jedermanns Einsicht ab dem 28.06.2018 für eine Woche 
öffentlich aus.

Nach den Vorschriften des § 37 GVG kann gegen die Vorschlagsliste binnen 
einer Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungsfrist, schriftlich oder zu 
Protokoll mit der Begründung Einspruch erhoben werden, dass in die Vor-
schlagsliste Personen aufgenommen sind, die nach §§ 33, 34 GVG nicht 
aufgenommen werden sollten.

Goldbeck, 14.06.2018

Dobberkau
Bürgermeister
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Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Eichstedt (Altmark)

Der Gemeinde Eichstedt (Altmark) gibt die öffentliche Auslegung ihrer Vor-
schlagslisten für Schöffen der Gemeinde Eichstedt (Altmark) gemäß § 36 
Absatz 3 Satz des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBI. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 
10 Absatz 6 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert 
worden ist, bekannt.

Die Vorschlagsliste der Schöffen für die Gemeinde Eichstedt (Altmark) liegt 
in der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck, An der Zuckerfabrik 1, 39596 
Goldbeck (Sekretariat) zu jedermanns Einsicht ab dem 28.06.2018 für eine 
Woche öffentlich aus.

Nach den Vorschriften des § 37 GVG kann gegen die Vorschlagsliste binnen 
einer Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungsfrist, schriftlich oder zu 
Protokoll mit der Begründung Einspruch erhoben werden, dass in die Vor-
schlagsliste Personen aufgenommen sind, die nach §§ 33, 34 GVG nicht 
aufgenommen werden sollten.

Eichstedt (Altmark), 14.06.2018

Schwerin
Bürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Hohenberg-Krusemark

Der Gemeinde Hohenberg-Krusemark gibt die öffentliche Auslegung ihrer 
Vorschlagslisten für Schöffen der Gemeinde Hohenberg-Krusemark gemäß § 
36 Absatz 3 Satz des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBI. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 
10 Absatz 6 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert 
worden ist, bekannt.

Die Vorschlagsliste der Schöffen für die Gemeinde Hohenberg-Krusemark 
liegt in der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck, An der Zuckerfabrik 1, 
39596 Goldbeck (Sekretariat) zu jedermanns Einsicht ab dem 28.06.2018 für 
eine Woche öffentlich aus.

Nach den Vorschriften des § 37 GVG kann gegen die Vorschlagsliste binnen 
einer Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungsfrist, schriftlich oder zu 
Protokoll mit der Begründung Einspruch erhoben werden, dass in die Vor-
schlagsliste Personen aufgenommen sind, die nach §§ 33, 34 GVG nicht 
aufgenommen werden sollten.

Gemeinde Hohenberg-Krusemark, 14.06.2018

Kautz
Bürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Iden

Der Gemeinde Iden gibt die öffentliche Auslegung ihrer Vorschlagslisten für 
Schöffen der Gemeinde Iden gemäß § 36 Absatz 3 Satz des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes (GVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 
(BGBI. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 10 Absatz 6 des Gesetzes vom 30. 
Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden ist, bekannt.

Die Vorschlagsliste der Schöffen für die Gemeinde Iden liegt in der Ver-
bandsgemeinde Arneburg-Goldbeck, An der Zuckerfabrik 1, 39596 Goldbeck 
(Sekretariat) zu jedermanns Einsicht ab dem 28.06.2018 für eine Woche öf-
fentlich aus.

Nach den Vorschriften des § 37 GVG kann gegen die Vorschlagsliste binnen 
einer Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungsfrist, schriftlich oder zu 
Protokoll mit der Begründung Einspruch erhoben werden, dass in die Vor-
schlagsliste Personen aufgenommen sind, die nach §§ 33, 34 GVG nicht 
aufgenommen werden sollten.

Iden, 14.06.2018
	
	
Kuhlmann
Bürgermeister	
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Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Rochau

Der Gemeinde Rochau gibt die öffentliche Auslegung ihrer Vorschlagslisten 
für Schöffen der Gemeinde Rochau gemäß § 36 Absatz 3 Satz des Gerichts-
verfassungsgesetzes (GVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 
1975 (BGBI. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 10 Absatz 6 des Gesetzes 
vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden ist, bekannt.

Die Vorschlagsliste der Schöffen für die Gemeinde Rochau liegt in der Ver-
bandsgemeinde Arneburg-Goldbeck, An der Zuckerfabrik 1, 39596 Goldbeck 
(Sekretariat) zu jedermanns Einsicht ab dem 28.06.2018 für eine Woche öf-
fentlich aus.

Nach den Vorschriften des § 37 GVG kann gegen die Vorschlagsliste binnen 
einer Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungsfrist, schriftlich oder zu 
Protokoll mit der Begründung Einspruch erhoben werden, dass in die Vor-
schlagsliste Personen aufgenommen sind, die nach §§ 33, 34 GVG nicht 
aufgenommen werden sollten.

Gemeinde Rochau, 14.06.2018

Zeidler
Bürgermeister	

Öffentliche Bekanntmachung der Hansestadt Werben (Elbe)

Der Hansestadt Werben (Elbe) gibt die öffentliche Auslegung ihrer Vor-
schlagslisten für Schöffen der Hansestadt Werben (Elbe) gemäß § 36 Absatz 
3 Satz des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. Mai 1975 (BGBI. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 10 
Absatz 6 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert 
worden ist, bekannt.

Die Vorschlagsliste der Schöffen für die Hansestadt Werben (Elbe) liegt in 
der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck, An der Zuckerfabrik 1, 39596 
Goldbeck (Sekretariat) zu jedermanns Einsicht ab dem 28.06.2018 für eine 
Woche öffentlich aus.

Nach den Vorschriften des § 37GVG kann gegen die Vorschlagsliste binnen 
einer Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungsfrist, schriftlich oder zu 
Protokoll mit der Begründung Einspruch erhoben werden, dass in die Vor-
schlagsliste Personen aufgenommen sind, die nach §§ 33, 34 GVG nicht 
aufgenommen werden sollten.

Hansestadt Werben (Elbe), 14.06.2018

Satzung über die Aufwandsentschädigung ehrenamtlich tätiger Bürger in der Wasserwehr 
der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck

Auf der Grundlage der §§ 4, 5 Abs. 1 und 45 Abs. 2 Ziffer 1 des Kommunal-
verfassungsgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KVG LSA) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), in Verbindung 
mit RdErl. des MI vom 16.06.2015 -31.21-10041 (MBL. LSA Nr. 20/20914 vom 
30.06.2014) hat der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Arneburg 
Goldbeck auf seiner Sitzung vom 28.05.18 folgende Satzung über die Auf-
wandsentschädigungen für ehrenamtliche tätige Bürger in der Wasserwehr 
der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck beschlossen:

§ 1 
Aufwandsentschädigungen

(1) 	 Der Wasserwehrführer erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung 
von 100,00 EURO und die Stellvertreter erhalten eine monatliche Pau-
schalentschädigung in Höhe von 50,00 EURO. 

(2) 	 Der Anspruch nach Absatz 1 entfällt, wenn die ehrenamtliche Tätigkeit 
länger als 3 Monate ununterbrochen nicht ausgeübt wird.

(3) 	 Die aktiv tätigen Angehörigen der Freiwilligen Wasserwehr der Ver-
bandsgemeinde Arneburg-Goldbeck erhalten für jeden Einsatztag ab der 
Alarmstufe 2 einen Auslagenersatz von 8,00 € pro Einsatz. Die Zahlung 
des Auslagenersatzes beinhaltet die Auslagen der Fahrtkosten zum Ge-
rätehaus und zurück sowie zusätzliche persönliche Aufwendungen.

(4) 	 Für jede nachgewiesene Übung bzw. Ausbildung am Dienstabend, auf 
der Grundlage eines Ausbildungsplanes, erhalten die aktiv tätigen An-
gehörigen eine Entschädigung von 5,00 € pro Ausbildung oder Übung.  
Die Mindestdauer der jeweiligen Ausbildung beträgt 2x 45 min. Der 
Ausbildungsplan ist bis zum 15.12. des Vorjahres im Fachamt einzurei-
chen. 

(5) 	 Auf Antrag des Wehrführers erhält die Freiwillige Wasserwehr der Ver-
bandsgemeinde Arneburg-Goldbeck einen Zuschuss für kameradschaft-
liche Zwecke.

	 Die Höhe des Zuschusses beträgt 10,- € für jedes Mitglied der Freiwil-
ligen Wasserwehr.

	 Als Berechnungsgrundlage wird die Mitgliederzahl des Vorjahres mit 
dem Bezugsdatum 31.12. verwendet.

(6) 	 Die vollständig ausgefüllten Einsatzberichte (Abs. 3) und die Tätigkeits-
nachweise (Abs. 4) sind spätestens am zweiten Werktag nach dem 
Einsatztag oder der Übung beim Ordnungsamt der Verbandsgemeinde 
Arneburg-Goldbeck einzureichen. Eine unterschriebene Teilnehmerliste 
ist als Anlage hinzuzufügen. Die Richtigkeit wird durch den Wasser-
wehrleiter festgestellt.

§ 2
Verdienstausfall

(1) 	 Die Mitglieder der Wasserwehr können auf Antrag einen Einsatz ihres 
Verdienstausfalles geltend machen.

(2) 	 Nichtselbstständige erhalten auf Antrag den tatsächlichen entstande-
nen Verdienstausfall ersetzt. Der Verdienstausfall ist durch den Arbeit-
geber gegenüber der Verbandsgemeinde geltend zu machen. Dabei ist 
der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallenen Arbeitgeberanteil 
zur Sozialversicherung zu erstatten, soweit dieser zu Lasten des Ent-
schädigungsberechtigten an den Sozialversicherungsträger abgeführt 
wird.

(3) 	 Selbstständige erhalten auf Antrag einen Verdienstausfall in Form eines 
pauschalen Stundensatzes in Höhe von 16,00 EURO je Stunde ersetzt.
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(4) 	 Erstattungen werden frühestens im darauf folgenden Kalendermonat 
auf Antrag erstattet. Dem Antrag sind die entsprechenden Belege bei-
zufügen.

§ 3
Reisekosten

(1) 	 Reisekosten für ehrenamtlich Tätige werden nach dem für hauptamtli-
che Beamte des Landes geltenden Grundsätzen gezahlt.

(2) 	 Dienstreisen müssen vor Antritt durch den Bürgermeister oder seinen 
Vertreter bestätigt werden. Über durchgeführte Dienstreisen ist ein 
Nachweis zu führen.

(3) 	 Aufwendungen für Dienstreisen am Dienst- oder Wohnort sind mit der 
Zahlung der Aufwandentschädigung abgegolten.

(4) 	 Reise- und Fahrtkosten werden nur auf Antrag erstattet.

§ 4
Steuerliche Behandlung

Der Erlass des Ministeriums der Finanzen über die steuerliche Behandlung 
von Entschädigungen, die den ehrenamtlichen Leiter und des Stellvertreters 
der Wasserwehr gewährt werden, findet in der jeweiligen geltenden Fas-
sung Anwendung.

§ 5
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und 
männlicher Form.

§ 6
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2018 in Kraft.

Goldbeck, den 28.05.18

Schernikau                                                       Dienstsiegel
Verbandsgemeindebürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung der Handestadt Werben (Elbe) 

Widmung einer Straße

Der Stadtrat der Hansestadt Werben (Elbe) hat auf seiner Sitzung am 
03.04.2018 unter der Beschlussnummer 70/015/18 beschlossen, einen 30 
m langen Abschnitt des Verbindungsweges am Ortsausgang Behrendorf in 
Richtung Rengerslage (Gemarkung Giesenslage, Flur 1, Flurstück 134/12) 
entsprechend der beiliegenden Karte zu widmen. 
Die Widmung erfolgt entsprechend § 6 des Straßengesetzes für das Land 
Sachsen-Anhalt (StrG LSA). Die Straße wird laut § 3 Abs. 1 Nr. 3 StrG LSA 
als Gemeindestraße gewidmet. Die Zweckbestimmung lautet: Anliegerver-
kehr.
Durch die Widmung erhält der Abschnitt des genannten Weges die Eigen-
schaft einer öffentlichen Straße. Eine Gemeindestraße ist eine Straße, die 
überwiegend dem Verkehr innerhalb einer Gemeinde oder dem nachbarli-

chen Verkehr zwischen Gemeinden oder dem weiteren Anschluss von Ge-
meinden oder räumlich getrennten Ortsteilen an überörtliche Verkehrswege 
dient oder zu dienen bestimmt ist. Die Baulast obliegt der Hansestadt Wer-
ben (Elbe). Die Stadt hat eine Unterhaltungspflicht am Weg entsprechend 
der Erfordernisse.
Durch die Widmung des Weges könnte das angrenzende Grundstück Gemar-
kung Giesenslage, Flur 1, Flurstück 3/5, hintere bestehende Bebauung über 
einen öffentlichen Weg erreicht werden.
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Bekanntmachung zur Durchführung von Verfahren nach dem Bodensonderungsgesetz  
in Verbindung mit dem Verkehrsflächenbereinigungsgesetz

Gesetzliche Grundlage ist der § 11 des Gesetzes zur Bereinigung der Rechts-
verhältnisse an Verkehrsflächen und anderen öffentlich genutzten privaten 
Grundstücken (Verkehrsflächenbereinigungsgesetz vom 26. Oktober 2001, 
erschienen im Bundesgesetzblatt – BGBI. I Seite 2716, zuletzt geändert 
durch Artikel 22 des Gesetzes vom 23.07.2013 {BGBI. I S. 2586). Es sollen 
die Rechtsverhältnisse an Grundstücken, die für öffentliche Zwecke genutzt 
werden, sich aber noch in privatem Eigentum befinden, geregelt werden.

Zur Bereinigung der Rechtsverhältnisse wird beabsichtigt, im Bereich

„Deichstraße" in Berge  Verfahrens-Nr.: V25-7007327-2018

der Gemarkung Berge, Flur 1, Flurstücke 162 und 143 ein Verfahren nach 
dem Gesetz über die Sonderung unvermessener und überbauter Grundstücke 
nach der Karte – Bodensonderungsgesetz – vom 20. Dezember 1993 (BGBI. 
I S. 2182, 2215), zuletzt geändert durch Artikel 186 der Verordnung vom  
31. August 2015 (BGBI. I S. 1474), durchzuführen.
Sonderungsbehörde ist das Landesamt für Vermessung und Geoinformation 
Sachsen-Anhalt, Elisabethstraße 15 in 06847 Dessau-Roßlau.
Die beteiligten Grundstückseigentümer und die sonstigen berechtigten 
Personen, Behörden und Stellen werden gebeten, durch Anmeldung ihrer 

Rechte und Vorlage vorhandener Karten, Pläne und sonstigen Unterlagen an 
dem Verfahren mitzuwirken.
Personen, die örtliche Arbeiten im Sinne des Bodensonderungsgesetzes 
durchführen, sind gesetzlich berechtigt, bei der Erfüllung ihres Auftrages 
Grundstücke zu betreten, um die nach pflichtgemäßem Ermessen erforderli-
chen Arbeiten vorzunehmen.
Das betroffene Gebiet ist in der beigefügten Karte gekennzeichnet. Im Auf-
trag

Dessau-Roßlau, den 04.06.18
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Friedhofsordnung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
für den Friedhof der Evangelischen Kirchengemeinde Berge

beschlossen in der Gemeindekirchenratssitzung vom 11.02.99 gemäß § 52 
der kirchlichen Verwaltungsordnung vom 05.09.72 (ABL 1981 Heft 7/8).

Grundsatz
Der kirchliche Friedhof ist eine Stätte, auf der die Gemeinde ihre Toten zu 
letzten Ruhe bettet. Er ist zugleich eine Stätte der Verkündigung der Hoff-
nung auf Auferstehung und der Verheißung des ewigen Lebens. An seiner 
Gestalt soll sichtbar sein, inwieweit der Verstorbenen in Liebe gedacht wird 
und bei ihrem Gedächtnis christlicher Glaube lebendig ist. Alle Arbeit auf 
dem Friedhof erhält so ihren Sinn und ihre Richtung.

I. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Geltungsbereich
Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Evangelischen Kirchenge-
meinde Berge in seiner jeweiligen Größe.
Der Friedhof umfasst zur Zeit das Flurstück 84 der Flur 1, Gemarkung Berge, 
in der Größe von insgesamt 0,46.70 ha.
Eigentümer des Flurstücks ist die Evangelische Kirchengemeinde Berge.

§ 2 Leitung und Verwaltung
(1) 	 Der Friedhof in Berge steht in der Trägerschaft der Ev. Kirchengemeinde 

Berge.
(2) 	 Leitung und Aufsicht obliegen dem Gemeindekirchenrat.
(3)	 Mit der Wahrnehmung der laufenden Verwaltungsaufgaben kann der 

Gemeindekirchenrat einen Friedhofsausschuss beauftragen.
(4)	 Die Verwaltung des Friedhofes richtet sich nach dieser Friedhofsord-

nung, den kirchlichen Bestimmungen und den allgemeinen staatlichen 
Rechtsvorschriften.

(5) 	 Aufsichtsbehörde ist das Evangelische Konsistorium Magdeburg.
(6)	 Die Aufsichtsbefugnisse der Ordnungs- und Gesundheitsbehörden wer-

den hierdurch nicht berührt.

§ 3 Benutzung des Friedhofs
(1)	 Der Friedhof ist bestimmt zur Bestattung aller Personen, die bei ihrem 

Ableben ihren Wohnsitz im Bereich der Kommunalgemeinde Behren-
dorf, Ortsteil Berge hatten, sowie derjenigen, die bei ihrem Tode ein 
Recht auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen.

(2)	 Ausnahmen bedürfen der schriftlichen Genehmigung des Friedhofsträ-
gers.

§ 4 Verhalten auf dem Friedhof
(1)	 Der Friedhof erfordert ein der Würde des Ortes entsprechendes Verhal-

ten. Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen.
(2)	 Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekanntgegebenen Zei-

ten für den Besuch geöffnet. Aus besonderem Anlass kann der Friedhof 
ganz oder teilweise für den Besuch vorübergehend geschlossen werden.

(3)	 Kinder unter 10 Jahren dürfen den Friedhof nur in Begleitung und Ver-
antwortung Erwachsener betreten.

(4) 	 Auf dem Friedhof ist nicht gestattet:
a)	 die Wege mit Fahrzeugen aller Art – Kinderwagen und Rollstühle, 

Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung sowie der zugelassenen Gewer-
betreibenden ausgenommen – zu befahren,

b)	 Waren aller Art, insbesondere Blumen, Kränze und gewerbliche Din-
ge anzubieten und dafür zu werben,

c)	 an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung an Werk-
tagen störende Arbeiten auszuführen,	 .

d) 	 gewerbsmäßig zu fotografieren,	
e) 	 Druckschriften ohne Genehmigung zu verteilen,
f) 	 Abraum und Abfälle zu entsorgen,

g)	 den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen 
oder zu beschädigen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen und 
Rasenflächen, Grabstätten und Grabeinfassungen unberechtigt zu 
betreten,

h) 	 zu lärmen und zu spielen, 
i) 	 Hunde ohne Leine laufen zu lassen, 
j) 	 Ansprachen und musikalische Darbietungen außerhalb von Bestat-

tungen ohne Genehmigung zu halten, 
k) 	 das Verwenden von Einmachgläsern, Blechdosen und ähnlichen Be-

hältnissen als Vasen oder Schalen, 
l) 	 das Verwenden von Unkraut- und Schädlingsbekämpfungsmitteln.

(5)	 Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem 
Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. Erfor-
derliche Genehmigungen sind rechtzeitig bei der Friedhofsverwaltung 
einzuholen.

§ 5 Gewerbliche Arbeiten auf dem Friedhof
(1)	 Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter und sonstige Gewerbetreiben-

de bedürfen für ihre Tätigkeit auf dem Friedhof der vorherigen Zulas-
sung durch den Friedhofsträger, der den Rahmen der Tätigkeit festlegt.

(2)	 Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die in fachlicher, 
betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind und die Fried-
hofsordnung schriftlich anerkennen.

(3)	 Bildhauer, Steinmetze und Gärtner bzw. ihre fachlichen Vertreter müs-
sen darüber hinaus die Meisterprüfung in diesem Beruf abgelegt haben 
oder eine anderweitig gleichwertige fachliche Qualifikation erworben 
haben, Bildhauer und Steinmetze müssen entsprechend ihrem Berufs-
bild in die Handwerksrolle eingetragen sein.

(4) 	 Bestatter müssen als Gewerbetreibende zugelassen sein.
(5)	 Sonstigen Gewerbetreibenden kann die Ausübung anderer als im Absatz 

1 genannten Tätigkeiten gestattet werden, wenn dies mit dem Fried-
hofszweck zu vereinbaren ist. Absatz 2 und 6 gelten entsprechend.

(6)	 Der Friedhofsträger hat die Zulassung davon abhängig zu machen, dass 
der Antragsteller einen für die Ausführung seiner Tätigkeit ausreichen-
den Haftpflichtversicherungsschutz nachweist.

(7)	 Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung einer Berechtigungskarte. Die 
Zulassung ist dem aufsichtsführenden Friedhofspersonal/Friedhofsträ-
ger auf Verlangen vorzuzeigen. Die Zulassung kann befristet erteilt wer-
den.

(8)	 Der Friedhofsträger kann die Zulassung der Gewerbetreibenden, die 
wiederholt oder schwerwiegend gegen die Vorschriften der Friedhofs-
verwaltung verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen der Absätze 
2 und 3 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind, auf Zeit oder 
Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen.

(9)	 Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie oder ihre Mitar-
beiter im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof verursa-
chen. Bei Beendigung ihrer Arbeiten ist der Arbeitsplatz wieder in einen 
ordnungsgemäßen und verkehrssicheren Zustand zu versetzen. Die für 
die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen nicht auf 
dem Friedhof gelagert werden. Es ist nicht gestattet, Geräte der Gewer-
betreibenden in oder an den Wasserentnahmestellen des Friedhofes zu 
reinigen.

(10)	Die Tätigkeit Gewerbetreibender auf dem Friedhof beschränkt sich auf 
die Zeit von 7.00 Uhr bis 19.00 Uhr werktags.

(11)	Die Gewerbetreibenden sind verpflichtet, die bei ihren Arbeiten anfal-
lenden Abfälle vom Friedhof zu entfernen.

§ 6 Gebühren
Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen werden Gebühren   
nach der kirchenaufsichtlich genehmigten Gebührenordnung erhoben.
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II. Bestattungen und Feiern 

A. Benutzerbestimmungen für Feier- und Leichenhallen

§ 7 Bestattung
(1)	 Die kirchliche Bestattung ist eine gottesdienstliche Handlung. Den Zeit-

punkt legt die Friedhofsverwaltung im Einvernehmen mit den Angehöri-
gen und dem zuständigen Pfarrer/Gemeindepädagogen fest.

(2)	 Die Bestattung durch einen anderen Pfarrer oder Gemeindepädagogen 
bedarf der Zustimmung des zuständigen Pfarrers. Die Bestimmungen 
der Kirchenordnung über die Erteilung eines Erlaubnisscheines (Dimis-
soriale) bleiben unberührt.

(3)	 Den Zeitpunkt der nichtkirchlichen Bestattung legt der Friedhofsträger 
im Einvernehmen mit den Angehörigen fest.

(4)	 Stille Bestattungen dürfen nur in Anwesenheit eines Beauftragten des 
Friedhofsträgers vorgenommen werden.

§ 8 Anmeldung einer Bestattung
(1)	 Bestattungen sind unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unter-

lagen rechtzeitig anzumelden.
(2)	 Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, an der ein Nutzungsrecht 

verliehen worden ist, ist das Nutzungsrecht nachzuweisen.

§ 9 Leichenhallen
(1) 	 Die Leichenkammern dienen zur Aufbewahrung der Verstorbenen bis 

zu deren Bestattung. Die Kammern/Hallen und die Särge dürfen nur im 
Einvernehmen mit dem Friedhofsträger geöffnet werden.

(2) 	 Särge, in denen an anzeigepflichtigen Krankheiten Verstorbene liegen, 
dürfen nur mit Genehmigung des zuständigen Gesundheitsamtes geöff-
net werden.

§ 10 Feierhalle/Friedhofskapelle
(1) 	 Die Feierhalle/Friedhofskapelle dient bei der kirchlichen Bestattung als 

Stätte der Verkündigung.
(2)	 Bei der Benutzung der Feierhalle/Kapelle für Verstorbene, die keiner 

christlichen Kirche angehörten, ist der Charakter dieser kirchlichen Ver-
kündigungsstätte zu respektieren.

(3)	 Die Benutzung der Feierhalle/Kapelle wird nicht gestattet, wenn ge-
sundheitsaufsichtliche Bedenken entgegenstehen.

§ 11 Bestattungsfeiern am Grabe
Bei Bestattungsfeiern, Ansprachen und Niederlegungen von Grabschmuck   
am Grab ist  zu respektieren, dass sich das Grab auf einem kirchlichen Fried-
hof befindet.

§ 12 Musikalische Darbietungen
(1)	 Für besondere musikalische Darbietungen bei Bestattungsfeiern in der 

Friedhofskapelle und auf dem Friedhof ist vorher die Genehmigung des 
Friedhofsträgers einzuholen.

(2)	 Feierlichkeiten sowie Musikdarbietungen auf dem Friedhof außerhalb 
von Bestattungsfeiern bedürfen der vorherigen Genehmigung des Fried-
hofsträgers.

B. Bestattungsbestimmungen zu Grabstätten 

§ 13 Ruhezeiten
(1)	 Die Ruhezeit für Leichen beträgt 30 Jahre, bei verstorbenen Kindern bis 

zum vollendeten 5. Lebensjahr 20 Jahre.
(2) 	 Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Jahre.

§ 14 Grabgewölbe
(1)	 Grabgewölbe, Urnenkammern und Mausoleen dürfen nicht gebaut wer-

den. Sind solche Anlagen bei Inkrafttreten dieser Ordnung vorhanden, 

so sind sie vom Nutzungsberechtigten in einem ordnungsgemäßen Zu-
stand zu erhalten oder zu beseitigen.

(2)	 In vorhandene – baulich intakte – Grüfte dürfen Urnen beigesetzt wer-
den, Särge, sofern keine hygienischen Vorschriften entgegenstehen.

§ 15 Ausheben der Gräber
(1)	 Die Gräber werden erst nach Zuweisung der Grabstelle und grundsätz-

lich auf Veranlassung des Friedhofsträgers ausgehoben und wieder 
verfüllt.

(2)	 Die Tiefe der Gräber richtet sich nach den jeweiligen Boden- und 
Grundwasserverhältnissen. Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von 
der Oberkante Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 0,90 m, von der 
Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,65 m. (Sind im Ausnahmefall Tie-
fengräber erforderlich, muss die Erdüberdeckung 1,80 m betragen.)

(3)	 Die Gräber für Leichenbestattungen müssen voneinander durch mindes-
tens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein.

(4)	 Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vorher entfernen zu lassen. 
Sofern beim Ausheben der Gräber Grabmale, Fundamente oder sonsti-
ges Grabzubehör durch den Friedhofsträger entfernt werden müssen, 
sind die dadurch entstandenen Kosten durch den Nutzungsberechtigten 
zu erstatten.

§ 16 Belegung, Wiederbelegung, Graböffnung
(1)	 In einem Sarg darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch zu-

lässig, eine Mutter mit ihrem neugeborenen Kind oder zwei gleichaltrig 
verstorbene Geschwister im Alter bis zu einem Jahr in einem Sarge zu 
bestatten.

(2)	 Vor Ablauf der in dieser Friedhofsordnung festgesetzten Ruhezeiten darf 
ein Grab nicht wieder belegt werden.

(3)	 Wenn beim Ausheben eines Grabes zur Wiederbelegung Sargteile, Ge-
beine oder Urnenreste gefunden werden, sind diese unter der Sohle des 
neu aufgeworfenen Grabes zu versenken. Werden noch nicht verweste 
Leichen vorgefunden, so ist das Grab sofort wieder zu schließen und als 
Bestattungsstätte für Leichen für die erforderliche Zeit zu sperren.

§ 17 Umbettungen
(1) 	 Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden.
(2)	 Umbettungen von Leichen und Urnen bedürfen der vorherigen Zustim-

mung des Friedhofsträgers sowie der zuständigen Ordnungsbehörde, bei 
Erdbestattungen grundsätzlich auch des Gesundheitsamtes. Die Zustim-
mung zur Umbettung kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
erfolgen.

	 Umbettungen aus einer Reihengrabstätte in eine andere Reihengrab- 
stätte des gleichen Friedhofes sind nicht zulässig, ausgenommen Um-
bettungen von Amts wegen.

(3)	 Alle Umbettungen erfolgen nur auf schriftlichen Antrag. Antragsberech-
tigt ist der Nutzungsberechtigte. Die Einverständniserklärung des nächs-
ten Angehörigen des Verstorbenen kann vom Friedhofsträger gefordert 
werden.

(4)	 Umbettungen werden vom Friedhofspersonal oder deren Beauftragten 
durchgeführt. Den Zeitpunkt der Umbettung bestimmt der Friedhofsträ-
ger.

(5)	 Die Kosten der Umbettung sowie von Schäden an benachbarten Grab
stätten infolge der Umbettungsarbeiten trägt der Antragsteller.

(6) 	 Der Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen 
oder gehemmt.

(7)	 Leichen und Aschen dürfen zu anderen als Umbettungszwecken nur auf-
grund behördlicher oder richterlicher Anordnung ausgegraben werden.

§ 18 Särge und Urnen
(1)	 Särge für Erwachsene sollen im allgemeinen nicht länger als 2,10 m 

lang und die Kopfenden einschließlich der Sargfüße nicht höher als 0,80 
m und im Mittelmaß nicht breiter als 0,70 m sein.



AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN in der Region Arneburg-Goldbeck-Werben (Elbe) 26. Juni 2018 | 25 |

— Amtliche Bekanntmachungen —

(2)	 Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes 
Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Särge, Sargausstat-
tungen und Sargabdichtungen dürfen nicht aus Kunststoffen oder sons-
tigen schwer verrottbaren Materialien bestehen.

(3)	 Die Urnenkapsel muss aus zersetzbarem Material sein, die Überurne bei 
unterirdischer Aschebeisetzung ebenfalls. Bei oberirdischer Aschebei-
setzung sind Überurnen aus Kunststoff nicht zulässig.

III. Grabstätten 

§ 19 Vergabebestimmungen
(1)	 Auf dem Friedhof stehen folgende Arten von Grabstätten zur Verfügung:

a) 	 Reihengrabstatten
b) 	 Wahlgrabstätten
c) 	 Urnenreihengrabstätten
d) 	 Urnenwahlgrabstätten

(2)	 An den Grabstätten werden nur Nutzungsrechte nach den in dieser Ord-
nung festgelegten Bedingungen vergeben. Die Grabstätten bleiben Ei-
gentum des Friedhofsträgers. An ihnen bestehen nur zeitlich begrenzte 
Rechte gemäß dieser Ordnung.

(3)	 Der Vergabe von Nutzungsrechten an Grabstätten geht die schriftliche 
Anerkennung dieser Ordnung voraus.

(4) 	 Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Verpflichtung zur Anlage und 
Pflege der Grabstätten.

(5) 	 Über Sonder- und Ehrengrabstätten entscheidet der Friedhofsträger.
(6)	 Rechte an einer Grabstätte werden nur beim Todesfalle verliehen. Bei 

Wahlgrabstätten kann der Friedhofsträger Ausnahmen zulassen.

§ 20 
Herrichten und Instandhalten der Grabstätten

(1)	 Zur gärtnerischen Anlage und Pflege ist der Nutzungsberechtigte ver-
pflichtet, welcher entweder die Grabstätte selbst anlegen und pflegen 
oder die Friedhofsverwaltung oder einen zugelassenen Friedhofsgärtner 
damit beauftragen kann. Die Verpflichtung endet mit dem Ablauf des 
Nutzungsrechts.

(2)	 Reihengrabstätten müssen innerhalb von 6 Monaten nach der Bestat-
tung, Wahlgrabstätten innerhalb von 6 Monaten nach dem Erwerb des 
Nutzungsrechts hergerichtet werden.

(3)	 Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder ge-
pflegt, hat der Nutzungsberechtigte auf schriftliche Aufforderung des 
Friedhofsträgers die Grabstätte innerhalb einer jeweils festzusetzenden 
angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Ist der Nutzungsberechtigte 
nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt eine öffent-
liche Bekanntmachung und ein 6-wöchiger Hinweis auf der Grabstätte. 
Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis 3 Monate unbeachtet, wird 
auf Kosten des Nutzungsberechtigten die Reihengrabstätte abgeräumt, 
eingeebnet und eingesät. Bei Wahlgrabstätten kann der Friedhofsträger 
die Grabstätten auf Kosten des jeweiligen Nutzungsberechtigten in Ord-
nung bringen lassen oder das Nutzungsrecht ohne Entschädigung ent-
ziehen. Vor Entziehung des Nutzungsrechts ist der Nutzungsberechtigte 
unter Androhung des Entzugs noch einmal schriftlich aufzufordern, die 
Grabstätte unverzüglich in Ordnung zu bringen. Ist er nicht bekannt oder 
nicht ohne weiteres zu ermitteln, hat nochmals eine entsprechende öf-
fentliche Bekanntmachung und ein entsprechender mehrwöchiger Hin-
weis auf der Grabstätte zu erfolgen. Wird das Nutzungsrecht entzogen, 
wird in dem Entziehungsbescheid der Nutzungsberechtigte aufgefordert, 
das Grabmal und die sonstigen baulichen Anlagen innerhalb von 3 Mo-
naten seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides zu entfernen.

(4)	 Alle Bäume und Sträucher werden mit der Anpflanzung kraft dieser Ord-
nung Eigentum des Friedhofsträgers. Sie dürfen nur mit dessen Zustim-
mung verändert oder beseitigt werden. Der Friedhofsträger ist befugt, 
auf Kosten des Nutzungsberechtigten stark wuchernde oder absterben-
de Hecken, Bäume und Sträucher zu beschneiden oder zu beseitigen. 

Verwelkte Blumen, Kränze usw. sind von den Grabstätten zu entfernen 
und mit nach Hause zu nehmen.

(5)	 Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anla-
gen außerhalb der Grabstätten obliegt ausschließlich dem Friedhofsträ-
ger.

(6)	 Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln 
bei der Grabpflege ist nicht gestattet.

§ 21 
Grabpflegevereinbarung

Der Friedhofsträger kann gegen Zahlung eines Geldbetrages die Verpflich-
tung übernehmen, für die Grabpflege (längstens bis zum Ablauf des Nut-
zungsrechts) zu sorgen. Die Pflege wird eingeschränkt oder eingestellt, wenn 
der Geldbetrag auch ohne Verschulden der Verpflichteten verbraucht ist.

§ 22 
Schutz wertvoller Grabmale

Künstlerisch oder geschichtlich wertvolle Grabmale oder solche, die als be-
sondere Eigenart des Friedhofs aus früherer Zeit zu gelten haben, können 
gegebenenfalls an anderer Stelle aufgestellt werden.

§ 23 
Entfernen von Grabmalen

(1) 	 Nach Ablauf des Nutzungsrechtes sind die Grabmale und die sonstigen 
baulichen Anlagen durch den Nutzungsberechtigten zu entfernen. Sind 
die Grabmale oder die sonstigen baulichen Anlagen nicht innerhalb von 
drei Monaten nach Ablauf des Nutzungsrechtes entfernt, ist der Fried-
hofsträger berechtigt, sie zu entfernen und darüber zu verfügen. Die 
dem Friedhofsträger entstehenden Kosten trägt der Nutzungsberech-
tigte.

(2)	 Vor Ablauf des Nutzungsrechtes dürfen die Grabmale nur mit vorheriger 
schriftlicher Zustimmung des Friedhofsträgers entfernt werden. Bei kul-
tur-historisch wertvollen Grabmalen gilt § 22.

§ 24 
Reihengrabstätten

(1)	 Reihengrabstätten (für Leichen oder Aschen) sind Grabstätten, die im 
Bestattungsfall einzeln, nach der Reihe für die Dauer der Ruhezeit ver-
geben werden.

(2)	 Die Nutzung an einer Reihengrabstätte erlischt mit Ablauf der in dieser 
Ordnung festgelegten Ruhezeit. Die Ruhezeit kann nicht verlängert wer-
den.

(3) 	 In einer Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet oder eine Urne 
beigesetzt werden.

(4) 	 Reihengrabstätten werden eingerichtet wie folgt:
a)	 für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
	 Größe der Grabstätte: Länge 1,50 m; Breite 0,90 m
b) 	 für Verstorbene ab dem 6. Lebensjahr
	 Größe der Grabstätte: Länge 2,50 m; Breite 1,25 m
c)	 für Aschenbeisetzungen:
	 Größe der Grabstätte: Länge 1,00 m; Breite 1,00 m

§ 25 
Wahlgrabstätten

(1)	 Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Leichen- oder Aschenbestattun-
gen, an denen auf Antrag im Todesfall, ein Nutzungsrecht für die Dauer 
der vereinbarten Ruhezeiten vergeben wird und deren Lage gleichzeitig 
mit dem Erwerber im Einvernehmen bestimmt werden kann.

(2) 	 Für die einzelnen Wahlgrabstätten gelten die Abmessungen wie folgt:
a) 	 Erdbestattungen: Längen 2,50 m; Breite 1,25 m
b) 	 Urnenbeisetzungen: Länge 1,50 m; Breite 1,50 m

(3) 	 Wahlgrabstätten werden vergeben als ein- und mehrstellige Wahlgrab-
stätten.
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(4)	 In einer Wahlgrabstätte darf bei Erdbestattung nur eine Leiche bestattet 
werden (einstellige Wahlgrabstatte). In einer mit einem Sarg belegten 
Wahlgrabstätte können zusätzlich bis zu 2 Urnen bestattet werden.

(5) 	 In einer Wahlgrabstätte werden der Nutzungsberechtigte und seine 
Angehörigen bestattet. Als Angehörige im Sinne dieser Bestimmun-
gen gelten: Ehepaare, Verwandte auf- und absteigender Linie sowie 
Geschwister, Geschwisterkinder und Ehegatten der Vorgenannten. Auf 
Wunsch des Nutzungsberechtigten können darüber hinaus mit Zustim-
mung des Friedhofsträgers auch andere Verstorbene beigesetzt werden.

(6)	 Bei Ablauf der Nutzungszeit kann das Nutzungsrecht auf Antrag und nur 
für die gesamte Grabstätte verlängert werden. Wird das Nutzungsrecht 
nicht verlängert, erfrischt es nach Ablauf der Nutzungszeit. Über den 
Ablauf der Nutzungszeit informiert der Friedhofsträger 6 Monate vor Ab-
lauf der Nutzungszeit durch öffentliche Bekanntmachung und Hinweis 
auf der betreffenden Grabstätte. Überschreitet bei einer Belegung oder 
Wiederbelegung von Wahlgrabstätten die neu begründete Ruhezeit die 
laufende Nutzungszeit, so ist das Nutzungsrecht mindestens für die zur 
Wahrung der Ruhezeit notwendigen Jahre für die gesamte Wahlgrab
stätte zu verlängern.

(7)	 Es besteht kein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb von Nut-
zungsrechten an einer der Lage nach bestimmten Grabstätte und auf 
Unveränderlichkeit der Umgebung, wenn dies aus Gründen der Fried-
hofsgestaltung im Rahmen des Friedhofszwecks nicht möglich ist.

(8)	 Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit zurückge-
geben werden, das Nutzungsrecht an teilbelegten Grabstätten dagegen 
erst nach Ablauf der letzten Ruhefrist. Eine Rückgabe ist nur für die 
gesamte Grabstätte möglich. Eine Gebührenerstattung findet in diesem 
Fall nicht statt.

§ 26 
Übergang von Rechten an Wahlgrabstätten

(1)	 Der Nutzungsberechtigte kann sein Nutzungsrecht nur einem Berechtig-
ten im Sinne von § 25 übertragen.

(2)	 Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll der Erwerber für den 
Fall seines Ablebens seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen.

(3)	 Wurde keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in 
nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen Nut-
zungsberechtigten über:
a)	 auf den überlebenden Ehegatten, und zwar auch dann, wenn Kinder 

aus einer früheren Ehe vorhanden sind,
b) 	 auf die ehelichen, nichtehelichen und Adoptivkinder,
c) 	 auf die Stiefkinder,
d) 	 auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder 

Mütter,
e) 	 auf die Eltern,
f) 	 auf die vollbürtigen Geschwister,
g) 	 auf die Stiefgeschwister,
h) 	 auf die nicht unter a) bis g) fallenden Erben.

	 Innerhalb der einzelnen Gruppen b) bis d) und f) bis h) wird der Älteste 
Nutzungsberechtigter. Sind keine Angehörigen der Gruppe a) bis h) vor-
handen oder zu ermitteln, so kann das Nutzungsrecht mit Zustimmung 
des Friedhofsträgers auch von einer anderen Person übernommen wer-
den.

(4)	 Die Übertragung des Nutzungsrechts wird dem neuen Nutzungsberech-
tigten schriftlich bestätigt. Solange das nicht geschehen ist, können 
Bestattungen nicht verlangt werden.

§ 27 
Alte Rechte

(1) 	 Für Wahlgrab statten, über die der Friedhofsträger bei Inkrafttreten die-
ser Ordnung bereits verfügt hat, richtet sich die Nutzungszeit und die 
Gestaltung nach den bei der Vergabe gültig gewesenen Vorschriften.

(2) 	 Nutzungsrechte von unbegrenzter oder unbestimmter Dauer, die vor 
dem Inkrafttreten dieser Ordnung entstanden sind, werden auf eine 
Nutzungszeit nach § 25 Abs. (1) dieser Ordnung seit Erwerb begrenzt. 
Sie enden jedoch nicht vor Ablauf der Ruhezeit der letzten Bestattung 
oder vor Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Ordnung.

§ 28 
Grabstätten der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft

Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft bleiben dauernd bestehen. 
Die Verpflichtung zur Erhaltung dieser Gräber regelt das Gräbergesetz.

IV. Schlussbestimmungen 

§ 29 
Haftung

Der Friedhofsträger haftet nicht für Schäden, die durch nicht ordnungsgemä-
ße Benutzung des Friedhofs, seiner Anlagen und Einrichtungen, durch dritte 
Personen, durch Tiere oder durch höhere Gewalt entstehen. Ihm obliegen 
keine besonderen Obhuts- und Überwachungspflichten.

§ 30 
Öffentliche Bekanntmachung

(1)	 Diese Friedhofsordnung einschließlich Anlagen und alle Änderungen 
hierzu bedürfen zu ihrer Gültigkeit der öffentlichen Bekanntmachung.

(2) 	 Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt in vollem Wortlaut in der Ta-
geszeitung.

(3) 	 Die gültige Fassung der Friedhofsordnung liegt zur Einsichtnahme aus 
im Ev. Pfarramt Werben.

(4)	 Außerdem wird die Friedhofsordnung zusätzlich durch Aushang und Ab-
kündigung bekanntgemacht.

§ 31 
Inkrafttreten

(1)	 Diese Friedhofsordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtlichen Genehmi-
gung durch das Evangelische Konsistorium Magdeburg am Tage nach 
der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

(2) 	 Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsordnung tritt die Friedhofsordnung au-
ßer Kraft.
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Änderung der Friedhofsordnung vom 11.02.1999 für den Friedhof Berge

beschlossen in der Gemeindekirchenratssitzung vom 22.05.2018

Ergänzung zum § 19, Vergabebestimmungen
(1) 	 e) Urnengemeinschaftsgrabanlage
(7) 	 Anonyme Bestattungen, insbesondere in der Urnengemeinschaftsgrab-

anlage, sind nicht zulässig.

Ergänzung zu § 20, Herrichten und Instandhalten der Grabstätten
(7)
a) 	 Die Urnengemeinschaftsgrabanlage steht für Aschenbestattungen zur 

Verfügung.
b) 	 Die Ruhezeit beträgt 20 Jahre.
c)	 Die Gestaltung erfolgt in Form einer Rasenfläche. Die Herrichtung, Un-

terhaltung und Veränderung obliegt ausschließlich dem Friedhofsträger.
d) 	 Für die Urnengemeinschaftsgrabanlage finden ausschließlich liegende 

flache Grabsteinplatten im Format 40 cm x 60 cm mit den Namen und 
Daten der Verstorbenen Verwendung. Für die Anschaffung der Grab-
steinplatten sowie für deren Beschriftung und Verlegung ist der Nut-
zungsberechtigte zuständig.

	 Die Platten müssen spätestens 6 Monate nach Beisetzung verlegt sein.
e)	 An der Urnengemeinschaftsgrabanlage dürfen keine Blumen, Bäume 

und Sträucher gepflanzt werden.

Öffentliche Bekanntmachung der Änderung
1.	 Diese Änderung der Friedhofsordnung bedarf zu ihrer Gültigkeit der öf-

fentlichen Bekanntmachung.
2.	 Öffentliche Bekanntmachung im vollen Wortlaut erfolgt im Amtsblatt 

der VG Arneburg-Goldbeck.
3.	 Die geltende Fassung der Friedhofsordnung liegt zur Einsichtnahme aus 

im zuständigen Pfarramt.
4.	 Zusätzlich kann die Änderung der Friedhofsordnung durch Aushang und 

Kanzelabkündigung bekannt gemacht werden.

Inkrafttreten
Diese Änderung der Friedhofsordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtlichen 
Genehmigung am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung durch die 
Kirchengemeinde in Kraft.

Friedhofsgebühren Ordnung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen  
für den Friedhof der Evangelischen Kirchengemeinde Berge

beschlossen in der Gemeindekirchenratssitzung vom 11.02.99 gemäß § 53 
der kirchlichen Verwaltungsordnung vom 05.09.72 (ABL 1981 Heft 7/8) und 
§ 6 der Friedhofsordnung vom

§ 1 Gegenstand der Gebühren
Für die Benutzung des Friedhofs und seiner Einrichtungen sowie für weitere 
Leistungen der Kirchengemeinde/Friedhofsverwaltung werden Gebühren 
nach dieser Gebührenordnung erhoben.

§ 2 Gebührenschuldner
Zur Zahlung der Gebühren sind der Antragsteller und derjenige verpflichtet, 
in dessen Auftrag oder Interesse der Friedhof oder seine Bestattungseinrich-
tungen benutzt oder besondere Leistungen in Anspruch genommen werden.

§ 3 Fälligkeit und Einziehung der Gebühren
(1)	 Die Gebühren sind, soweit keine zusätzlichen Regelungen in dieser Ord-

nung getroffen worden sind, im Voraus zu zahlen; spätestens jedoch 
einen Monat nach Erhalt des Gebührenbescheides fällig.

(2)	 Die Kirchengemeinde kann – mit Ausnahme von Notfällen – die Benut-
zung des Friedhofs und seiner Einrichtungen untersagen sowie Leis-
tungen verweigern, solange weder die hierfür vorgesehenen Gebühren 
entrichtet oder eine entsprechende Sicherheit geleistet sind.

(3) 	 Rückständige Gebühren können im Verwaltungszwangsverfahren einge-
zogen werden.

§ 4 Stundung und Erlass von Gebühren
Die Gebühren können im Einzelfall aus Billigkeitsgründen wegen persön-
licher oder sachlicher Härten gestundet bzw. ganz oder teilweis erlassen 
werden.

§ 5 Rückzahlung von Gebühren
Wird auf eine Grabstelle vor Ablauf des Nutzungsrechts verzichtet (z.B. durch 
Umbettung, Verzicht auf Belegung weiterer erworbener Grabstellen), so wer-
den die bei der Überlassung des Nutzungsrechts gezahlten Gebühren nicht, 
auch nicht teilweise, zurückgezahlt; d. h. ein Anspruch darauf besteht nicht.

§ 6 Gebührentarif 

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten
1.	 Reihengrabstätten (Einzelgrabstellen}

a)	 je Reihengrabstelle
	 (Verstorbene bis 5 Jahre, Ruhezeit 20 Jahre)	 150,00 DM
b)	 je Reihengrabstelle
	 (Verstorbene über 5 Jahre, Ruhezeit 30 Jahre)	 300,00 DM
c)	 je Urnenreihengrabstelle
	 (Ruhezeit 20 Jahre)	 200,00 DM

2.	 Wahlgrabstellen (Einzeh Doppel- oder Familiengrabstellen)
a) 	 je Wahlgrabstelle	 Normalgebühr + 50,00 DM 
		  Wahlgrabgebührenaufschlag
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b) 	 je Urnenwahlgrabstelle        	 Normalgebühr + 50,00 DM 
	 Wahlgrabgebührenaufschlag

3.	 Beisetzung einer Urne in einer 
	 schon belegten Wahlgrabstelle	 100,00 DM
	 (Die Ruhefrist der belegten Grabstelle muss dann bis zum Ablauf der 

Ruhefrist für die Urnenstelle gebührenpflichtig verlängert werden.)
4. 	 Gebühr für eine Verlängerung des Nutzungsrechts an Wahlgrabstellen 

(Verlängerungsgebühr) für Grabstellen nach 2.a)	 11,66 DM
5. 	 Gebühr für eine Verlängerung des Nutzungsrechts an Wahlgrabstellen 

(Verlängerungsgebühr) für Grabstellen nach 2.b)	 12,50 DM
6. 	 Abschläge und Aufschläge zu den Grabstellengebühren

a)	 Zu den unter Nr. 1. bis 5. genannten Gebühren kann anlässlich der 
Bestattung eines Verstorbenen, der Mitglied einer der Arbeitsge-
meinschaft christlicher Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland 
angehörigen Religionsgemeinschaft war, ein Abschlag von max. 20 
% gewährt werden.

b)	 Aufschläge der Gebühr für Andersgläubige, Ausgetretene bzw. 
Nichtortsansässige können bis max. 50 % der Gebühr von Gemein-
degliedern gefordert werden, es sei denn, es handelt sich um einen 
Monopolfriedhof.

II. Bestattungsgebühren
1. 	 Ausheben, Verfüllen und Anhügeln eines Grabes:

a) 	 Erdgrab	 400,00 DM
b) 	 Urnengrab und Erdgrab für Verstorbene bis 5 Jahre	 200,00 DM
c) 	 Zuschläge bei schwierigen Bodenverhältnissen
	 (Gestein, tiefgehender Frost, Morast) 
	 ca) bis 5 cm	 20,00 DM
	 cb) ab 6 cm	 1,50 DM/cm
d)	 bei Beerdigungen an Sonn- und Feiertagen	 200,00 DM

2.	 Benutzung der Friedhofskapelle bzw. der Kirche 
	 (einschließlich Reinigung)	 50,00 DM
3.	 Träger (je)	 50,00 DM
4.	 Glockenläuten	 30,00 DM
5.	 Benutzung des Leichenwagens/Tragehölzer	 5,00 DM
6.	 Einebnen des Grabes und Abräumung baulicher Anlagen
	 nach Ablauf der Ruhefrist	 200,00 DM

III. Gebühren für Umbettungen 
(nur wenn vom Friedhofsträger ausgeführt)

1.	 Ausgrabung einer Leiche	 1200,00 DM
2.	 Ausgrabung einer Aschenurne	 200,00 DM
3.	 Bei einer Wiedereinsetzung innerhalb desselben Friedhofs 
	 sind zusätzlich Gebühren nach II.1. zu zahlen.

IV. Friedhofsunterhaltungsgebühr
(1)	 Von den Nutzungsberechtigten wird eine Friedhofsunterhaltungsgebühr 

von 8,00 DM je Grab und Jahr erhoben.
(2)	 Die Friedhofsunterhaltungsgebühr ist bei Erwerb der Grabstelle für 5 

Jahre im Voraus zu entrichten; für bestehende Grabstellen ist die Fried-
hofsunterhaltungsgebühr ebenfalls für 5 Jahre im Voraus zu entrichten. 

Sofern die Liegefrist nur noch weniger als 5 Jahre beträgt, ist die Fried-
hofsunterhaltungsgebühr für die verbleibende Liegefrist im Voraus zu 
entrichten.

(3) 	 Bei Veränderung der wirtschaftlichen Situation (z. B. Inflationsrate)  
kann die Friedhofsunterhaltungsgebühr der neuen Situation angeglichen 
werden.

V. Sonstige Gebühren
1.	 Überlassung einer Friedhofsordnung	 5,00 DM
2.	 Überlassung einer Friedhofsgebührenordnung	 5,00 DM
3.	 Zweitausfertigungen von Bescheinigungen 
	 der Friedhofsverwaltung	 10,00 DM

§ 7 Sonder- und Nebenleistungen
Für besondere zusätzliche Leistungen, die im Gebührentarif nicht vorgesehen 
sind, setzt der Gemeindekirchenrat die zu entrichtende Vergütung von Fall zu 
Fall nach dem tatsächlichen Aufwand fest.

§ 8 Öffentliche Bekanntmachung
1.	 Die Friedhofsgebührenordnung wie auch die Änderungen an dieser, be-

dürfen zu ihrer Gültigkeit der öffentlichen Bekanntmachung.
2.	 öffentliche Bekanntmachungen erfolgen im vollen Wortlaut in der Ta-

geszeitung.
3.	 Die geltende Fassung der Friedhofsgebührenordnung liegt zur Einsicht-

nahme aus im Evang. Pfarramt Werben.
4.	 Zusätzlich können die Friedhofsgebührenordnung sowie Änderungen an 

dieser durch Aushang und Kanzelabkündigung bekanntgemacht werden.

§ 9 Inkrafttreten
(1)	 Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtlichen 

Genehmigung durch das Evangelische Konsistorium am Tage nach der 
öffentlichen Bekanntmachung durch die Kirchengemeinde in Kraft.

(2)	 Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die bisherige 
Friedhofsgebührenordnung außer Kraft.
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Änderung der Friedhofsgebührenordnung vom 11.02.1999  
für den Friedhof der Ev. Kirchengemeinde Berge

beschlossen in der Gemeindekirchenratssitzung vom 26.08.03 gemäß § 53 
der kirchlichen Verwaltungsordnung vom 05.09.1972 (ABL 1981 Heft 7/8) und 
§ 6 der Friedhofsordnung

Änderung zum § 6, Gebührentarif

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten
1.	 Reihengrabstätten (Einzelgrabstellen)

a)	 je Reihengrabstelle
	 (Verstorbene bis 5 Jahre, Ruhezeit 20 Jahre)	 75,00 €
b)	 je Reihengrabstelle
	 (Verstorbene über 5 Jahre, Ruhezeit 30 Jahre)	 150,00 €
c) 	 je Urnenreihen grab stelle
	 (Ruhezeit 20 Jahre)	 100,00 €

2.	 Wahlgrabstellen (Einzel-, Doppel- oder Familiengrabstellen)
a)	 je Wahlgrabstelle
	 (Nutzungszeit 30 Jahre) Gebühr nach 1b) + 25,00 € 
	 Wahlgrabgebührenaufschlag
b)	 je Urnen wahlgrabstelle
	 (Nutzungszeit 20 Jahre) Gebühr nach 1c) -f 25,00 € 
	 Wahlgrabgebührenaufschlag

3.	 Beisetzung einer Urne in einer schon belegten Wahlgrabstelle	50,00 €
	 (Die Ruhefrist der belegten Grabstelle muss dann bis zum Ablauf der
	 Ruhefrist für die Urnenstelle gebührenpflichtig verlängert werden.)
4.	 Gebühr für eine Verlängerung des Nutzungsrechts an Wahlgrabstellen 

(Verlängerungsgebühr) für Grabstellen nach 2.a)	 5,80 € pro Jahr
5.	 Gebühr für eine Verlängerung des Nutzungsrechts an Wahlgrabstellen 

(Verlängerungsgebühr) für Grabstellen nach 2.b)	 6,25 € pro Jahr

II. Bestattungsgebühren
1.	 Ausheben, Verhüllen und Anhügeln eines Grabes:

a) 	 Erdgrab	 200,00 €
b) 	 Urnengrab und Erdgrab für Verstorbene bis 5 Jahre	 100,00 €
c) 	 Zuschläge bei schwierigen Bodenverhältnissen
	 (Gestein, tiefgehender Frost, Morast)
	 ca) bis 5 m3 	 10,00 €
	 cb) ab 6 m3	 2,00 €/m3

d) 	 bei Beerdigungen an Sonn- und Feiertagen	 100,00 €
2.	 Benutzung der Friedhofskapelle	 25,00 €
3.	 Träger (je)	 25,00 €
4.	 Glockenläuten	 15.00 €
5.	 Benutzung des Leichenwagens	 2,50 €
6.	 Einebnen des Grabes und Abräumung baulicher Anlagen
	 nach Ablauf der Ruhefrist	 100,00 €

III. Gebühren für Umbettungen 
(nur wenn vom Friedhofsträger ausgeführt)

1.	 Ausgrabung einer Leiche	 600,00 €
2.	 Ausgrabung einer Aschenurne	 100,00 €

3.	 Bei einer Wiedereinsetzung innerhalb desselben Friedhofs 
	 sind zusätzlich Gebühren nach II. 1. zu zahlen.

IV. Friedhofsunterhaltungsgebühr
Von den Nutzungsberechtigten wird eine Friedhofsunterhaltungsgebühr von 
4,00 € je Grab und Jahr erhoben.
Die Friedhofsunterhaltungsgebühr wird jeweils in 5-Jahres-Zeiträumen im 
Voraus erhoben.

V. Sonstige Gebühren
1.	 Überlassung einer Friedhofsordnung	 2,50 €
2.	 Überlassung einer Friedhofsgebührenordnung	 2,50 €
3.	 Zweitausfertigungen von Bescheinigungen 
	 der Friedhofsverwaltung	 5,00 €

Öffentliche Bekanntmachung der Änderung
1.	 Diese Änderung der Friedhofsgebührenordnung bedarf zu ihrer Gültig-

keit der öffentlichen Bekanntmachung.
2.	 Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen im vollen Wortlaut in der Ta-

geszeitung.
3.	 Die geltende Fassung der Friedhofsgebührenordnung liegt zur Einsicht-

nahme aus im Evang. Pfarramt Werben.
4. 	 Zusätzlich kann die Änderung der Friedhofsgebührenordnung durch Aus-

hang und Kanzelabkündigung bekannt gemacht werden.

Inkrafttreten
Diese Änderung der Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer kirchenauf-
sichtlichen Genehmigung am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung 
durch die Kirchengemeinde in Kraft.
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2. Änderung der Friedhofsgebührenordnung vom 11.02.1999 für den Friedhof Berge

beschlossen in der Gemeindekirchenratssitzung vom 22.05. 2018

Änderung zum § 6, Gebührentarif

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten
6. 	 Beisetzung einer Urne in der Urnengemeinschaftsgrabanlage	670,00 €
	 (Ruhezeit 20 Jahre)

IV. Friedhofsunterhaltungsgebühr
Von den Nutzungsberechtigten wird eine Friedhofsunterhaltungsgebühr von 
27,00 € pro Grabstelle und Jahr erhoben.
Die Friedhofsunterhaltungsgebühr wird jährlich erhoben.

V. Sonstige Gebühren
4. 	 Verwaltungsgebühr im Bestattungsfalle	 15,00 €

Öffentliche Bekanntmachung der Änderung
1.	 Diese 2. Änderung der Friedhofsgebührenordnung bedarf zu ihrer Gül-

tigkeit der öffentlichen Bekanntmachung.
2.	 Die öffentliche Bekanntmachung im vollen Wortlaut erfolgt im Amts-

blatt der VG Arneburg-Goldbeck.
3. 	 Die geltende Fassung der Friedhofsgebührenordnung liegt zur Einsicht-

nahme aus im zuständigen Evangelischen Pfarramt.
4.	 Zusätzlich kann die 2. Änderung der Friedhofsgebührenordnung durch 

Aushang und Kanzelabkündigung bekannt gemacht werden.

Inkrafttreten
Diese 2. Änderung der Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer kirchenauf-
sichtlichen Genehmigung am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung 
durch die Kirchengemeinde in Kraft.

Friedhofsordnung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
für den Friedhof der Evangelischen Kirchengemeinde Giesenslage

beschlossen in der Gemeindekirchenratssitzung vom 11.2.1999 gemäß § 52 
der kirchlichen Verwaltungsordnung vom 05.09.72 (ABL 1981 Heft 7/8).

Grundsatz
Der kirchliche Friedhof ist eine Stätte, auf der die Gemeinde ihre Toten zu 
letzten Ruhe bettet. Er ist zugleich eine Stätte der Verkündigung der Hoff-
nung auf Auferstehung und der Verheißung des ewigen Lebens. An seiner 
Gestalt soll sichtbar sein, inwieweit der Verstorbenen in Liebe gedacht wird 
und bei ihrem Gedächtnis christlicher Glaube lebendig ist. Alle Arbeit auf 
dem Friedhof erhält so ihren Sinn und ihre Richtung.

I. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Evangelischen Kirchenge-
meinde Giesenslage in seiner jeweiligen Größe.
Der Friedhof umfaßt zur Zeit das Flurstück 61/1 der Flur 1, Gemarkung Gie-
senslage, in der Größe von insgesamt 0,31.90 ha.
Eigentümer des Flurstücks ist die Evangelische Kirchengemeinde Giesens-
lage.

§ 2 
Leitung und Verwaltung

(1) 	 Der Friedhof in Giesenslage steht in der Trägerschaft der Ev. Kirchenge-
meinde Giesenslage.

(2) 	 Leitung und Aufsicht obliegen dem Gemeindekirchenrat.
(3)	 Mit der Wahrnehmung der laufenden Verwaltungsaufgaben kann der 

Gemeindekirchenrat einen Friedhofsausschuß beauftragen.
(4)	 Die Verwaltung des Friedhofes richtet sich nach dieser Friedhofsord-

nung, den kirchlichen Bestimmungen und den allgemeinen staatlichen 
Rechtsvorschriften.

(5) 	 Aufsichtsbehörde ist das Evangelische Konsistorium Magdeburg.
(6)	 Die Aufsichtsbefugnisse der Ordnungs- und Gesundheitsbehörden wer-

den hierdurch nicht berührt.

§ 3 
Benutzung des Friedhofs

(1)	 Der Friedhof ist bestimmt zur Bestattung aller Personen, die bei ihrem 
Ableben ihren Wohnsitz im Bereich der Kommunalgemeinde Behren-
dorf, Ortsteil Giesenslage hatten, sowie derjenigen, die bei ihrem Tode 
ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen.

(2)	 Ausnahmen bedürfen der schriftlichen Genehmigung des Friedhofsträ-
gers.

§ 4 
Verhalten auf dem Friedhof

(1)	 Der Friedhof erfordert ein der Würde des Ortes entsprechendes Verhal-
ten. Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen.

(2)	 Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekanntgegebenen Zei-
ten für den Besuch geöffnet. Aus besonderem Anlaß kann der Friedhof 
ganz oder teilweise für den Besuch vorübergehend geschlossen werden.
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(3) 	 Kinder unter 10 Jahren dürfen den Friedhof nur in Begleitung und Ver-
antwortung Erwachsener betreten.

(4)	 Auf dem Friedhof ist nicht gestattet:
a)	 die Wege mit Fahrzeugen aller Art – Kinderwagen und Rollstühle, 

Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung sowie der zugelassenen Gewer-
betreibenden ausgenommen – zu befahren,

b)	 Waren aller Art, insbesondere Blumen, Kränze und gewerbliche Din-
ge anzubieten und dafür zu werben,

c)	 an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung an Werk-
tagen störende Arbeiten auszuführen,

d) 	 gewerbsmäßig zu fotografieren,
e) 	 Druckschriften ohne Genehmigung zu verteilen,
f) 	 Abraum und Abfälle zu entsorgen,
g)	 den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen 

oder zu beschädigen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen und 
Rasenflächen, Grabstätten und Grabeinfassungen unberechtigt zu 
betreten,

h) 	 zu lärmen und zu spielen, 
i) 	 Hunde ohne Leine laufen zu lassen, 
j)	 Ansprachen und musikalische Darbietungen außerhalb von Bestat-

tungen ohne Genehmigung zu halten, 
k) 	 das Verwenden von Einmachgläsern, Blechdosen und ähnlichen Be-

hältnissen als Vasen oder Schalen, 
I) 	 das Verwenden von Unkraut- und Schädlingsbekämpfungsmitteln.

(5)	 Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem 
Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. Erfor-
derliche Genehmigungen sind rechtzeitig bei der Friedhofsverwaltung 
einzuholen,

§ 5 
Gewerbliche Arbeiten auf dem Friedhof

(1)	 Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter und sonstige Gewerbetreiben-
de bedürfen für ihre Tätigkeit auf dem Friedhof der vorherigen Zulas-
sung durch den Friedhofsträger, der den Rahmen der Tätigkeit festlegt.

(2)	 Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die in fachlicher, 
betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind und die Fried-
hofsordnung schriftlich anerkennen.

(3)	 Bildhauer, Steinmetze und Gärtner bzw. ihre fachlichen Vertreter müs-
sen darüber hinaus die Meisterprüfung in diesem Beruf abgelegt haben 
oder eine anderweitig gleichwertige fachliche Qualifikation erworben 
haben. Bildhauer und Steinmetze müssen entsprechend ihrem Berufs-
bild in die Handwerksrolle eingetragen sein.

(4) 	 Bestatter müssen als Gewerbetreibende zugelassen sein.
(5)	 Sonstigen Gewerbetreibenden kann die Ausübung anderer als im Ab-

satz  1 genannten Tätigkeiten gestattet werden, wenn dies mit dem 
Friedhofszweck zu vereinbaren ist. Absatz 2 und 6 gelten entsprechend.

(6)	 Der Friedhofsträger hat die Zulassung davon abhängig zu machen, daß 
der Antragsteller einen für die Ausführung seiner Tätigkeit ausreichen-
den Haftpflichtversicherungsschutz nachweist.

(7)	 Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung einer Berechtigungskarte. Die 
Zulassung ist dem aufsichtsführenden Friedhofspersonal/Friedhofsträ-
ger auf Verlangen vorzuzeigen. Die Zulassung kann befristet erteilt wer-
den.

(8)	 Der Friedhofsträger kann die Zulassung der Gewerbetreibenden, die 
wiederholt oder schwerwiegend gegen die Vorschriften der Friedhofs-
verwaltung verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen der Absätze 
2 und 3 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind, auf Zeit oder 
Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen.

(9)	 Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie oder ihre Mitar-
beiter im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof verursa-
chen. Bei Beendigung ihrer Arbeiten ist der Arbeitsplatz wieder in einen 
ordnungsgemäßen und verkehrssicheren Zustand zu versetzen. Die für 
die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen nicht auf 

dem Friedhof gelagert werden. Es ist nicht gestattet, Geräte der Gewer-
betreibenden in oder an den Wasserentnahmestellen des Friedhofes zu 
reinigen.

(10)	Die Tätigkeit Gewerbetreibender auf dem Friedhof beschränkt sich auf 
die Zeit von 7.00 Uhr bis 19.00 Uhr werktags.

(11)	Die Gewerbetreibenden sind verpflichtet, die bei ihren Arbeiten anfal-
lenden Abfälle vom Friedhof zu entfernen.

§ 6 
Gebühren

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen werden Gebühren 
nach der kirchenaufsichtlich genehmigten Gebührenordnung erhoben.

II. Bestattungen und Feiern

A. Benutzerbestimmungen für Feier- und Leichenhallen

§ 7 
Bestattung

(1)	 Die kirchliche Bestattung ist eine gottesdienstliche Handlung. Den Zeit-
punkt legt die Friedhofsverwaltung im Einvernehmen mit den Angehöri-
gen und dem zuständigen Pfarrer/Gemeindepädagogen fest.

(2)	 Die Bestattung durch einen anderen Pfarrer oder Gemeindepädagogen 
bedarf der Zustimmung des zuständigen Pfarrers. Die Bestimmungen 
der Kirchenordnung über die Erteilung eines Erlaubnisscheines (Dimis-
soriale) bleiben unberührt.

(3)	 Den Zeitpunkt der nichtkirchlichen Bestattung liegt der Friedhofsträger 
im Einvernehmen mit den Angehörigen fest.

(4)	 Stille Bestattungen dürfen nur in Anwesenheit eines Beauftragten des 
Friedhofsträgers vorgenommen werden.

§ 8 
Anmeldung einer Bestattung

(1)	 Bestattungen sind unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unter-
lagen rechtzeitig anzumelden.

(2)	 Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, an der ein Nutzungsrecht 
verliehen worden ist, ist das Nutzungsrecht nachzuweisen.

§ 9 
Leichenhallen

(1)	 Die Leichenkammern dienen zur Aufbewahrung der Verstorbenen bis 
zu deren Bestattung. Die Kammern/Hallen und die Särge dürfen nur im 
Einvernehmen mit dem Friedhofsträger geöffnet werden.

(2)	 Särge, in denen an anzeigepflichtigen Krankheiten Verstorbene liegen, 
dürfen nur mit Genehmigung des zuständigen Gesundheitsamtes geöff-
net werden.

§ 10 
Feierhalle/Friedhofskapelle

(1) 	 Die Feierhalle/Friedhofskapelle dient bei der kirchlichen Bestattung als 
Stätte der Verkündigung.

(2)	 Bei der Benutzung der Feierhalle/Kapelle für Verstorbene, die keiner 
christlichen Kirche angehörten, ist der Charakter dieser kirchlichen Ver-
kündigungsstätte zu respektieren.

(3)	 Die Benutzung der Feierhalle/Kapelle wird nicht gestattet, wenn ge-
sundheitsaufsichtliche Bedenken entgegenstehen.

§ 11 
Bestattungsfeiern am Grabe

Bei Bestattungsfeiern, Ansprachen und Niederlegungen von Grabschmuck   
am Grab ist zu respektieren, daß sich das Grab auf einem kirchlichen Fried-
hof befindet.
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§ 12 
Musikalische Darbietungen

(1)	 Für besondere musikalische Darbietungen bei Bestattungsfeiern in der 
Friedhofskapelle und auf dem Friedhof ist vorher die Genehmigung des 
Friedhofsträgers einzuholen.

(2)	 Feierlichkeiten sowie Musikdarbietungen auf dem Friedhof außerhalb 
von Bestattungsfeiern bedürfen der vorherigen Genehmigung des Fried-
hofsträgers.

B. Bestattungsbestimmungen zu Grabstätten 

§ 13
Ruhezeiten

(1)	 Die Ruhezeit für Leichen beträgt 30 Jahre, bei verstorbenen Kindern bis 
zum vollendeten 5. Lebensjahr 20 Jahre.

(2) 	 Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Jahre.

§ 14 
Grabgewölbe

(1)	 Grabgewölbe, Urnenkammern und Mausoleen dürfen nicht gebaut wer-
den. Sind solche Anlagen bei Inkrafttreten dieser Ordnung vorhanden, 
so sind sie vom Nutzungsberechtigten in einem ordnungsgemäßen Zu-
stand zu erhalten oder zu beseitigen.

(2)	 In vorhandene – baulich intakte – Grüfte dürfen Urnen beigesetzt wer-
den, Särge, sofern keine hygienischen Vorschriften entgegenstehen.

§ 15 
Ausheben der Gräber

(1)	 Die Gräber werden erst nach Zuweisung der Grabstelle und grundsätz-
lich auf Veranlassung des Friedhofsträgers ausgehoben und wieder 
verfüllt.

(2)	 Die Tiefe der Gräber richtet sich nach den jeweiligen Boden- und 
Grundwasserverhältnissen. Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von 
der Oberkante Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 0,90 m, von der 
Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,65 m. (Sind im Ausnahmefall Tie-
fengräber erforderlich, muß die Erdüberdeckung 1,80 m betragen.)

(3)	 Die Gräber für Leichenbestattungen müssen voneinander durch mindes-
tens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein.

(4)	 Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vorher entfernen zu lassen. 
Sofern beim Ausheben der Gräber Grabmale, Fundamente oder sonsti-
ges Grabzubehör durch den Friedhofsträger entfernt werden müssen, 
sind die dadurch entstandenen Kosten durch den Nutzungsberechtigten 
zu erstatten.

§ 16 
Belegung, Wiederbelegung, Graböffnung

(1)	 In einem Sarg darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch zu-
lässig, eine Mutter mit ihrem neugeborenen Kind oder zwei gleichaltrig 
verstorbene Geschwister im Alter bis zu einem Jahr in einem Sarge zu 
bestatten.

(2)	 Vor Ablauf der in dieser Friedhofsordnung festgesetzten Ruhezeiten darf 
ein Grab nicht wieder belegt werden.

(3)	 Wenn beim Ausheben eines Grabes zur Wiederbelegung Sargteile, Ge-
beine oder Urnenreste gefunden werden, sind diese unter der Sohle des 
neu aufgeworfenen Grabes zu versenken. Werden noch nicht verweste 
Leichen vorgefunden, so ist das Grab sofort wieder zu schließen und als 
Bestattungsstätte für Leichen für die erforderliche Zeit zu sperren.

§ 17 
Umbettungen

(1) 	 Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden.
(2) 	 Umbettungen von Leichen und Urnen bedürfen der vorherigen Zustim-

mung des Friedhofsträgers sowie der zuständigen Ordnungsbehörde, bei 

Erdbestattungen grundsätzlich auch des Gesundheitsamtes. Die Zustim-
mung zur Umbettung kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
erfolgen.

	 Umbettungen aus einer Reihengrabstätte in eine andere Reihengrab
stätte des gleichen Friedhofes sind nicht zulässig, ausgenommen Um-
bettungen von Amts wegen.

(3)	 Alle Umbettungen erfolgen nur auf schriftlichen Antrag. Antragsberech-
tigt ist der Nutzungsberechtigte. Die Einverständniserklärung des nächs-
ten Angehörigen des Verstorbenen kann vom Friedhofsträger gefordert 
werden.

(4)	 Umbettungen werden vom Friedhofspersonal oder deren Beauftragten 
durchgeführt. Den Zeitpunkt der Umbettung bestimmt der Friedhofsträger.

(5)	 Die Kosten der Umbettung sowie von Schäden an benachbarten Grab
stätten infolge der Umbettungsarbeiten trägt der Antragsteller.

(6) 	 Der Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen 
oder gehemmt.

(7)	 Leichen und Aschen dürfen zu anderen als Umbettungszwecken nur auf-
grund behördlicher oder richterlicher Anordnung ausgegraben werden.

§ 18 
Särge und Urnen

(1)	 Särge für Erwachsene sollen im allgemeinen nicht länger als 2,10 m 
lang und die Kopfenden einschließlich der Sargfüße nicht höher als 0,80 
m und im Mittelmaß nicht breiter als 0,70 m sein.

(2)	 Die Särge müssen fest gefügt und so abgedichtet sein, daß jedes Durch-
sickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Särge, Sargausstattungen 
und Sargabdichtungen dürfen nicht aus Kunststoffen oder sonstigen 
schwer verrottbaren Materialien bestehen.

(3)	 Die Urnenkapsel muß aus zersetzbarem Material sein, die Überurne bei 
unterirdischer Aschebeisetzung ebenfalls. Bei oberirdischer Aschebei-
setzung sind Überurnen aus Kunststoff nicht zulässig.

III. Grabstätten 

§ 19 
Vergabebestimmungen

(1)	 Auf dem Friedhof stehen folgende Arten von Grabstätten zur Verfügung:
a) 	 Reihengrabstätten
b) 	 Wahlgrabstätten
c) 	 Urnenreihengrabstätten
d) 	 Urnenwahlgrabstätten

(2)	 An den Grabstätten werden nur Nutzungsrechte nach den in dieser Ord-
nung festgelegten Bedingungen vergeben. Die Grabstätten bleiben Ei-
gentum des Friedhofsträgers. An ihnen bestehen nur zeitlich begrenzte 
Rechte gemäß dieser Ordnung.

(3)	 Der Vergabe von Nutzungsrechten an Grabstätten geht die schriftliche 
Anerkennung dieser Ordnung voraus.

(4) 	 Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Verpflichtung zur Anlage und 
Pflege der Grabstätten.

(5) 	 Über Sonder- und Ehrengrabstätten entscheidet der Friedhofsträger.
(6)	 Rechte an einer Grabstätte werden nur beim Todesfalle verliehen. Bei 

Wahlgrabstätten kann der Friedhofsträger Ausnahmen zulassen.

§ 20 
Herrichten und Instandhalten der Grabstätten

(1)	 Zur gärtnerischen Anlage und Pflege ist der Nutzungsberechtigte ver-
pflichtet, welcher entweder die Grabstätte selbst anlegen und pflegen 
oder die Friedhofsverwaltung oder einen zugelassenen Friedhofsgärtner 
damit beauftragen kann. Die Verpflichtung endet mit dem Ablauf des 
Nutzungsrechts.

(2)	 Reihengrabstätten müssen innerhalb von 6 Monaten nach der Bestat-
tung, Wahlgrabstätten innerhalb von 6 Monaten nach dem Erwerb des 
Nutzungsrechts hergerichtet werden.
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(3)	 Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder ge-
pflegt, hat der Nutzungsberechtigte auf schriftliche Aufforderung des 
Friedhofsträgers die Grabstätte innerhalb einer jeweils festzusetzenden 
angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Ist der Nutzungsberechtigte 
nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt eine öffent-
liche Bekanntmachung und ein 6-wöchiger Hinweis auf der Grabstätte. 
Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis 3 Monate unbeachtet, wird 
auf Kosten des Nutzungsberechtigten die Reihengrabstätte abgeräumt, 
eingeebnet und eingesät. Bei Wahlgrabstätten kann der Friedhofsträger 
die Grabstätten auf Kosten des jeweiligen Nutzungsberechtigten in Ord-
nung bringen lassen oder das Nutzungsrecht ohne Entschädigung ent-
ziehen. Vor Entziehung des Nutzungsrechts ist der Nutzungsberechtigte 
unter Androhung des Entzugs noch einmal schriftlich aufzufordern, die 
Grabstätte unverzüglich in Ordnung zu bringen. Ist er nicht bekannt oder 
nicht ohne weiteres zu ermitteln, hat nochmals eine entsprechende öf-
fentliche Bekanntmachung und ein entsprechender mehrwöchiger Hin-
weis auf der Grabstätte zu erfolgen. Wird das Nutzungsrecht entzogen, 
wird in dem Entziehungsbescheid der Nutzungsberechtigte aufgefordert, 
das Grabmal und die sonstigen baulichen Anlagen innerhalb von 3 Mo-
naten seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides zu entfernen.

(4)	 Alle Baume und Sträucher werden mit der Anpflanzung kraft dieser Ord-
nung Eigentum des Friedhofsträgers. Sie dürfen nur mit dessen Zustim-
mung verändert oder beseitigt werden. Der Friedhofsträger ist befugt, 
auf Kosten des Nutzungsberechtigten stark wuchernde oder absterben-
de Hecken, Bäume und Sträucher zu beschneiden oder zu beseitigen. 
Verwelkte Blumen, Kränze usw. sind von den Grabstätten zu entfernen 
und mit nach Hause zu nehmen.

(5)	 Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anla-
gen außerhalb der Grabstätten obliegt ausschließlich dem Friedhofsträ-
ger.

(6)	 Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln 
bei der Grabpflege ist nicht gestattet.

§ 21 
Grabpflegevereinbarung

Der Friedhofsträger kann gegen Zahlung eines Geldbetrages die Verpflich-
tung übernehmen, für die Grabpflege (längstens bis zum Ablauf des Nut-
zungsrechts) zu sorgen. Die Pflege wird eingeschränkt oder eingestellt, wenn 
der Geldbetrag auch ohne Verschulden der Verpflichteten verbraucht ist.

§ 22 
Schutz wertvoller Grabmale

Künstlerisch oder geschichtlich wertvolle Grabmale oder solche, die als be-
sondere Eigenart des Friedhofs aus früherer Zeit zu gelten haben, können 
gegebenenfalls an anderer Stelle aufgestellt werden.

§ 23 
Entfernen von Grabmalen

(1)	 Nach Ablauf des Nutzungsrechtes sind die Grabmale und die sonstigen 
baulichen Anlagen durch den Nutzungsberechtigten zu entfernen. Sind 
die Grabmale oder die sonstigen baulichen Anlagen nicht innerhalb von 
drei Monaten nach Ablauf des Nutzungsrechtes entfernt, ist der Fried-
hofsträger berechtigt, sie zu entfernen und darüber zu verfügen. Die dem 
Friedhofsträger entstehenden Kosten trägt der Nutzungsberechtigte.

(2)	 Vor Ablauf des Nutzungsrechtes dürfen die Grabmale nur mit vorheriger 
schriftlicher Zustimmung des Friedhofsträgers entfernt werden. Bei kul-
tur-historisch wertvollen Grabmalen gilt § 22.

§ 24 
Reihengrabstätten

(1)	 Reihengrabstätten (für Leichen oder Aschen) sind Grabstätten, die im 
Bestattungsfall einzeln, nach der Reihe für die Dauer der Ruhezeit ver-
geben werden.

(2)	 Die Nutzung an einer Reihengrabstätte erlischt mit Ablauf der in dieser 
Ordnung festgelegten Ruhezeit. Die Ruhezeit kann nicht verlängert wer-
den.

(3) 	 In einer Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet oder eine Urne 
beigesetzt werden.

(4) 	 Reihengrabstätten werden eingerichtet wie folgt:
a} 	 für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 
	 Größe der Grabstätte: Länge 1,50 m; Breite 0,90 m
b)	 für Verstorbene ab dem 6. Lebensjahr
	 Größe der Grabstätte: Länge 2,50 m; Breite 1,25 m
c)	 für Aschenbeisetzungen:
	 Größe der Grabstätte: Länge 1,00 m; Breite 1,00 m

§ 25 
Wahlgrabstätten

(1)	 Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Leichen- oder Aschenbestattun-
gen, an denen auf Antrag im Todesfall, ein Nutzungsrecht für die Dauer 
der vereinbarten Ruhezeiten vergeben wird und deren Lage gleichzeitig 
mit dem Erwerber im Einvernehmen bestimmt werden kann.

(2) 	 Für die einzelnen Wahlgrabstätten gelten die Abmessungen wie folgt:
a) 	 Erdbestattungen: Längen 2,50 m; Breite 1,25 m
b) 	 Urnenbeisetzungen: Länge 1,50 m; Breite 1,50 m

(3) 	 Wahlgrabstätten werden vergeben als ein- und mehrstellige Wahlgrab-
stätten.

(4)	 In einer Wahlgrabstätte darf bei Erdbestattung nur eine Leiche bestattet 
werden (einstellige Wahlgrabstätte). In einer mit einem Sarg belegten 
Wahlgrabstätte können zusätzlich bis zu 2 Urnen bestattet werden.

(5)	 In einer Wahlgrabstätte werden der Nutzungsberechtigte und seine 
Angehörigen bestattet. Als Angehörige im Sinne dieser Bestimmun-
gen gelten: Ehepaare, Verwandte auf- und absteigender Linie sowie 
Geschwister, Geschwisterkinder und Ehegatten der Vorgenannten. Auf 
Wunsch des Nutzungsberechtigten können darüber hinaus mit Zustim-
mung des Friedhofsträgers auch andere Verstorbene beigesetzt werden.

(6)	 Bei Ablauf der Nutzungszeit kann das Nutzungsrecht auf Antrag und nur 
für die gesamte Grabstätte verlängert werden. Wird das Nutzungsrecht 
nicht verlängert, erlischt es nach Ablauf der Nutzungszeit. Über den 
Ablauf der Nutzungszeit informiert der Friedhofsträger 6 Monate vor Ab-
lauf der Nutzungszeit durch öffentliche Bekanntmachung und Hinweis 
auf der betreffenden Grabstätte. Überschreitet bei einer Belegung oder 
Wiederbelegung von Wahlgrabstätten die neu begründete Ruhezeit die 
laufende Nutzungszeit, so ist das Nutzungsrecht mindestens für die zur 
Wahrung der Ruhezeit notwendigen Jahre für die gesamte Wahlgrab
stätte zu verlängern.

(7)	 Es besteht kein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb von Nut-
zungsrechten an einer der Lage nach bestimmten Grabstätte und auf 
Unveränderlichkeit der Umgebung, wenn dies aus Gründen der Fried-
hofsgestaltung im Rahmen des Friedhofszwecks nicht möglich ist.

(8)	 Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit zurückge-
geben werden, das Nutzungsrecht an teilbelegten Grabstätten dagegen 
erst nach Ablauf der letzten Ruhefrist. Eine Rückgabe ist nur für die 
gesamte Grabstätte möglich. Eine Gebührenerstattung findet in diesem 
Fall nicht statt.

§ 26 
Übergang von Rechten an Wahlgrabstätten

(1)	 Der Nutzungsberechtigte kann sein Nutzungsrecht nur einem Berechtig-
ten im Sinne von § 25 übertragen.

(2)	 Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll der Erwerber für den 
Fall seines Ablebens seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen.

(3)	 Wurde keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in 
nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen Nut-
zungsberechtigten über:
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a)	 auf den überlebenden Ehegatten, und zwar auch dann, wenn Kinder 
aus einer früheren Ehe vorhanden sind,

b) 	 auf die ehelichen, nichtehelichen und Adoptivkinder,
c) 	 auf die Stiefkinder,
d) 	 auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder 

Mütter,
e) 	 auf die Eltern,
f) 	 auf die vollbürtigen Geschwister,
g) 	 auf die Stiefgeschwister,
h) 	 auf die nicht unter a) bis g) fallenden Erben.

	 Innerhalb der einzelnen Gruppen b) bis d) und f) bis h) wird der Älteste 
Nutzungsberechtigter. Sind keine Angehörigen der Gruppe a) bis h) vor-
handen oder zu ermitteln, so kann das Nutzungsrecht mit Zustimmung 
des Friedhofsträgers auch von einer anderen Person übernommen wer-
den.

(4)	 Die Übertragung des Nutzungsrechts wird dem neuen Nutzungsberech-
tigten schriftlich bestätigt. Solange das nicht geschehen ist, können 
Bestattungen nicht verlangt werden.

§ 27 
Alte Rechte

(1)	 Für Wahlgrabstätten, über die der Friedhofsträger bei Inkrafttreten die-
ser Ordnung bereits verfügt hat, richtet sich die Nutzungszeit und die 
Gestaltung nach den bei der Vergabe gültig gewesenen Vorschriften.

(2)	 Nutzungsrechte von unbegrenzter oder unbestimmter Dauer, die vor 
dem Inkrafttreten dieser Ordnung entstanden sind, werden auf eine 
Nutzungszeit nach § 25 Abs. (1) dieser Ordnung seit Erwerb begrenzt. 
Sie enden jedoch nicht vor Ablauf der Ruhezeit der letzten Bestattung 
oder vor Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Ordnung.

§ 28 
Grabstätten der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft

Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft bleiben dauernd bestehen. 
Die Verpflichtung zur Erhaltung dieser Gräber regelt das Gräbergesetz.

IV. Schlußbestimmungen 

§ 29 
Haftung

Der Friedhofsträger haftet nicht für Schäden, die durch nicht ordnungsgemä-
ße Benutzung des Friedhofs, seiner Anlagen und Einrichtungen, durch dritte 

Personen, durch Tiere oder durch höhere Gewalt entstehen. Ihm obliegen 
keine besonderen Obhuts- und Überwachungspflichten.

§ 30 
Öffentliche Bekanntmachung

(1)	 Diese Friedhofsordnung einschließlich Anlagen und alle Änderungen 
hierzu bedürfen zu ihrer Gültigkeit der öffentlichen Bekanntmachung.

(2) 	 Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt in vollem Wortlaut in der Ta-
geszeitung.

(3) 	 Die gültige Fassung der Friedhofsordnung Iiegtzur Einsichtnahme aus im 
Ev. Pfarramt Werben.

(4)	 Außerdem wird die Friedhofsordnung zusätzlich durch Aushang und Ab-
kündigung bekanntgemacht.

§ 31 
Inkrafttreten

(1)	 Diese Friedhofsordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtlichen Genehmi-
gung durch das Evangelische Konsistorium Magdeburg am Tage nach 
der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

(2)	 Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsordnung tritt die Friedhofsordnung au-
ßer Kraft.

Friedhofsgebührenordnung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
für den Friedhof der Evangelischen Kirchengemeinde Giesenslage

beschlossen in der Gemeindekirchenratssitzung vom 11.02.99 gemäß § 53 
der kirchlichen Verwaltungsordnung vom 05.09.72 (ABL 1981 Heft 7/8) und 
§ 6 der Friedhofsordnung vom

§ 1 
Gegenstand der Gebühren

Für die Benutzung des Friedhofs und seiner Einrichtungen sowie für weitere 
Leistungen der Kirchengemeinde/Friedhofsverwaltung werden Gebühren 
nach dieser Gebührenordnung erhoben.

§ 2 
Gebührenschuldner

Zur Zahlung der Gebühren sind der Antragsteller und derjenige verpflichtet, 
in dessen Auftrag oder Interesse der Friedhof oder seine Bestattungseinrich-
tungen benutzt oder besondere Leistungen in Anspruch genommen werden.

§ 3 
Fälligkeit und Einziehung der Gebühren

(1)	 Die Gebühren sind, soweit keine zusätzlichen Regelungen in dieser Ord-
nung getroffen worden sind, im Voraus zu zahlen; spätestens jedoch 
einen Monat nach Erhalt des Gebührenbescheides fällig.

(2)	 Die Kirchengemeinde kann – mit Ausnahme von Notfällen – die Benut-
zung des Friedhofs und seiner Einrichtungen untersagen sowie Leis-
tungen verweigern, solange weder die hierfür vorgesehenen Gebühren 
entrichtet oder eine entsprechende Sicherheit geleistet sind.

(3) 	 Rückständige Gebühren können im Verwaltungszwangsverfahren einge-
zogen werden.

§ 4 
Stundung und Erlaß von Gebühren

Die Gebühren können im Einzelfall aus Billigkeitsgründen wegen persönlicher 
oder sachlicher Härten gestundet bzw. ganz oder teilweis erlassen werden.
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§ 5 
Rückzahlung von Gebühren

Wird auf eine Grabsteile vor Ablauf des Nutzungsrechts verzichtet (z. B. 
durch Umbettung, Verzicht auf Belegung weiterer erworbener Grabstellen), 
so werden die bei der Überlassung des Nutzungsrechts gezahlten Gebühren 
nicht, auch nicht teilweise, zurückgezahlt; d. h. ein Anspruch darauf besteht 
nicht.

§ 6 
Gebührentarif 

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten
1.	 Reihengrabstätten (Einzelgrabstellen)

a)	 je Reihengrabstelle
	 (Verstorbene bis 5 Jahre, Ruhezeit 20 Jahre)	 150,00 DM
b)	 je Reihengrabstelie
	 (Verstorbene über 5 Jahre, Ruhezeit 30 Jahre)	 300,00 DM
c)	 je Urnenreihengrabstelle
	 (Ruhezeit 20 Jahre)	 200,00 DM

2.	 Wahlgrabstellen (Einzel-, Doppel- oder Familiengrabstellen)
a) 	 je Wahlgrabstelle	 Normalgebühr + 50,00 DM 	

	 Wahlgrabgebührenaufschlag
b) 	 je Urnenwahlgrabstelle        	 Normalgebühr + 50,00 DM 
		  Wahlgrabgebührenaufschlag

3.	 Beisetzung einer Urne 
	 in einer schon belegten Wahlgrabstelle	 100,00 DM
	 (Die Ruhefrist der belegten Grabstelle muß dann bis zum Ablauf der 

Ruhefrist für die Urnenstelle gebührenpflichtig verlängert werden.)
4.	 Gebühr für eine Verlängerung des Nutzungsrechts an Wahlgrabstellen 

(Verlängerungsgebühr) für Grabstellen nach 2.a)	 11,66 DM
5.	 Gebühr für eine Verlängerung des Nutzungsrechts an Wahlgrabstellen 

(Verlängerungsgebühr) für Grabstellen nach 2.b)	 12,50 DM
6.	 Abschläge und Aufschläge zu den Grabstellengebühren

a)	 Zu den unter Nr. 1, bis 5. genannten Gebühren kann anläßlich der 
Bestattung eines Verstorbenen, der Mitglied einer der Arbeitsge-
meinschaft christlicher Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland 
angehörigen Religionsgemeinschaft war, ein Abschlag von max. 20 
% gewährt werden.

b)	 Aufschläge der Gebühr für Andersgläubige, Ausgetretene bzw. 
Nichtortsansässige können bis max. 50 % der Gebühr von Gemein-
degliedern gefordert werden, es sei denn, es handelt sich um einen 
Monopolfriedhof.

II. Bestattungsgebühren
1. 	 Ausheben, Verfüllen und Anhügeln eines Grabes:

a) 	 Erdgrab	 400,00 DM
b) 	 Urnengrab und Erdgrab für Verstorbene bis 5 Jahre	 200,00 DM
c) 	 Zuschläge bei schwierigen Bodenverhältnissen
	 (Gestein, tiefgehender Frost, Morast) 
	 ca) bis 5 cm	 20,00 DM
	 cb) ab 6 cm	 1,50 DMcm
d)	 bei Beerdigungen an Sonn- und Feiertagen	 200,00 DM

2.	 Benutzung der Friedhofskapelle bzw. der Kirche 
	 (einschließlich Reinigung)	 50,00 DM
3.	 Träger (je)	 50,00 DM
4.	 Glockenläuten	 30,00 DM
5.	 Benutzung des Leichenwagens/Tragehölzer	 5,00 DM
6.	 Einebnen des Grabes und Abräumung baulicher Anlagen
	 nach Ablauf der Ruhefrist	 200,00 DM

III. Gebühren für Umbettungen 
(nur wenn vom Friedhofsträger ausgeführt)

1.	 Ausgrabung einer Leiche	 1200,00 DM

2.	 Ausgrabung einer Aschenurne	 200,00 DM
3.	 Bei einer Wiedereinsetzung innerhalb desselben Friedhofs 
	 sind zusätzlich Gebühren nach II,1. zu zahlen.

IV. Friedhofsunterhaltungsgebühr
(1)	 Von den Nutzungsberechtigten wird eine Friedhofsunterhaltungsgebühr 

von 8,00 DM je Grab und Jahr erhoben.
(2)	 Die Friedhofsunterhaltungsgebühr ist bei Erwerb der Grabstelle für 5 

Jahre im Voraus zu entrichten; für bestehende Grabstellen ist die Fried-
hofsunterhaltungsgebühr ebenfalls für 5 Jahre im Voraus zu entrichten. 
Sofern die Liegefrist nur noch weniger als 5 Jahre beträgt, ist die Fried-
hofsunterhaltungsgebühr für die verbleibende Liegefrist im Voraus zu 
entrichten.

(3) 	 Bei Veränderung der wirtschaftlichen Situation (z. B. Inflationsrate) kann 
die Friedhofsunterhaltungsgebühr der neuen Situation angeglichen wer-
den.

V. Sonstige Gebühren
1.	 Überlassung einer Friedhofsordnung	 5,00 DM
2.	 Überlassung einer Friedhofsgebührenordnung	 5,00 DM
3.	 Zweitausfertigungen von Bescheinigungen 
	 der Friedhofsverwaltung	 10,00 DM

§ 7 
Sonder- und Nebenleistungen

Für besondere zusätzliche Leistungen, die im Gebührentarif nicht vorgesehen 
sind, setzt der Gemeindekirchenrat die zu entrichtende Vergütung von Fall zu 
Fall nach dem tatsächlichen Aufwand fest.

§ 8
Öffentliche Bekanntmachung

1.	 Die Friedhofsgebührenordnung wie auch die Änderungen an dieser, be-
dürfen zu ihrer Gültigkeit der öffentlichen Bekanntmachung.

2.	 Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen im vollen Wortlaut in der Ta-
geszeitung.

3.	 Die geltende Fassung der Friedhofsgebührenordnung liegt zur Einsicht-
nahme aus im Evang. Pfarramt Werben.

4.	 Zusätzlich können die Friedhofsgebührenordnung sowie Änderungen an 
dieser durch Aushang und Kanzelabkündigung bekanntgemacht werden.

§ 9 
Inkrafttreten

1.	 Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtlichen 
Genehmigung durch das Evangelische Konsistorium am Tage nach der 
öffentlichen Bekanntmachung durch die Kirchengemeinde in Kraft.

2.	 Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die bisherige 
Friedhofsgebührenordnung außer Kraft.
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Änderung der Friedhofsgebührenordnung vom 11.02.1999  
für den Friedhof der Ev. Kirchengemeinde Giesenslage

beschlossen in der Gemeindekirchenratssitzung vom 26.08.03 gemäß § 53 
der kirchlichen Verwaltungsordnung vom 05.09.1972 (ABL 1981 Heft 7/8) und 
§ 6 der Friedhofsordnung

Änderung zum § 6, Gebührentarif

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten
1.	 Reihengrabstätten (Einzelgrabstellen)

a)	 je Reihengrabstelle
	 (Verstorbene bis 5 Jahre, Ruhezeit 20 Jahre)	 75,00 €
b)	 je Reihengrabstelle
	 (Verstorbene über 5 Jahre, Ruhezeit 30 Jahre)	 150,00 €
c) je Urnenreihengrabstelle
	 (Ruhezeit 20 Jahre)	 100,00 €

2.	 Wahlgrabstellen (Einzel-, Doppel- oder Familiengrabstellen)
a)	 je Wahlgrabstelle
	 (Nutzungszeit 30 Jahre) 	 Gebühr nach 1. b) + 25,00 € 
		  Wahlgrabgebührenaufschlag
b)	 je Urnenwahlgrabstelle
	 (Nutzungszeit 20 Jahre)   	 Gebühr nach 1. c) + 25,00 € 
		  Wahlgrabgebührenaufscblag

3.	 Beisetzung einer Urne in einer schon belegten Wahlgrabstelle	50,00 € 
(Die Ruhefüst der belegten Grabstelle muss dann bis zum Ablauf der 
Ruhefrist für die Urnenstelle gebührenpflichtig verlängert werden.)

4.	 Gebühr für eine Verlängerung des Nutzungsrechts 
	 an Wahlgrabstellen (Verlängerungsgebühr) 
	 für Grabstellen nach 2.a)	 5,80 € pro Jahr
5.	 Gebühr für eine Verlängerung des Nutzungsrechts 
	 an Wahlgrabstellen (Verlängerungsgebühr) 
	 für Grabstellen nach 2.b)	 6,25 € pro Jahr

II. Bestattungsgebühren
1. 	 Ausheben, Verfüllen und Anhügeln eines Grabes:

a) 	 Erdgrab	 200,00 €
b) 	 Urnengrab und Erdgrab für Verstorbene bis 5 Jahre	 100,00 €
c) 	 Zuschläge bei schwierigen Bodenverhältnissen
	 (Gestein, tiefgehender Frost, Morast)
	 ca) bis 5 cm	 10,00 €
	 cb) ab 6 cm	 2,00 €/m³
d) bei Beerdigungen an Sonn- und Feiertagen	 100,00 €

2.	 Benutzung der Friedhofskapelle	 25,00 €
3.	 Träger (je)	 25,00 €
4.	 Glocken läuten	 15,00 €
5.	 Benutzung des Leichenwagens	 2,50 €
6. 	 Einebnen des Grabes und Abräumung baulicher Anlagen 
	 nach Ablauf der Ruhefrist	 100,00 €

III. Gebühren für Umbettungen 
(nur wenn vom Friedhofsträger ausgeführt)

1.	 Ausgrabung einer Leiche	 600,00 €
2.	 Ausgrabung einer Aschenurne	 100,00 €

3.	 Bei einer Wiedereinsetzung innerhalb desselben Friedhofs 
	 sind zusätzlich Gebühren nach II. 1. zu zahlen.

IV. Friedhofsunterhaltungsgebühr
Von den Nutzungsberechtigten wird eine Friedhofsunterhaltungsgebühr von 
4,00 € je Grab und Jahr erhoben.
Die Friedhofsunterhaltungsgebühr wird jeweils in 5-Jahres-Zeiträumen im 
Voraus erhoben.

V. Sonstige Gebühren
1.	 Überlassung einer Friedhofsordnung	 2,50 €
2.	 Überlassung einer Friedhofsgebührenordnung	 2,50 €
3.	 Zweitausfertigungen von Bescheinigungen 
	 der Friedhofsverwaltung	 5,00 €

Öffentliche Bekanntmachung der Änderung
1.	 Diese Änderung der Friedhofsgebührenordnung bedarf zu ihrer Gültig-

keit der öffentlichen Bekanntmachung.
2.	 Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen im vollen Wortlaut in der Ta-

geszeitung.
3.	 Die geltende Fassung der Friedhofsgebührenordnung liegt zur Einsicht-

nahme aus im Evang. Pfarramt Werben.
4. 	 Zusätzlich kann die Änderung der Friedhofsgebührenordnung durch Aus-

hang und Kanzelabkündigung bekannt gemacht werden.

Inkrafttreten
Diese Änderung der Friedhofs gebührenordnung tritt nach ihrer kirchenauf-
sichtlichen Genehmigung am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung 
durch die Kirchengemeinde in Kraft.
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2. Änderung der Friedhofsgebührenordnung vom 11.02.1999  
für den Friedhof der Ev. Kirchengemeinde Giesenslage

beschlossen in der Gemeindekirchenratssitzung vom  22.05. 2018

Änderung zum § 6, Gebührentarif Änderung zum § 6:

IV. Friedhofsunterhaltungsgebühr
Von den Nutzungsberechtigten wird eine Friedhofsunterhaltungsgebühr von 
17,00 € pro Grabstelle und Jahr erhoben.
Die Friedhofsunterhaltungsgebühr wird jährlich erhoben.

V. Sonstige Gebühren
4. 	 entfällt (Verwaltungsgebühr bei Erhebung der Friedhofsunterhaltungs-

gebühr)

Öffentliche Bekanntmachung der Änderung
1.	 Diese Änderung der Friedhofsgebührenordnung bedarf zu ihrer Gültig-

keit der öffentlichen Bekanntmachung.
2.	 Öffentliche Bekanntmachung im vollen Wortlaut erfolgt im Amtsblatt 

der VG Arneburg-Goldbeck.
3.	 Die geltende Fassung der Friedhofsgebührenordnung liegt zur Einsicht-

nahme aus im zuständigen Evang. Pfarramt.
4.	 Zusätzlich kann die Änderung der Friedhofsgebührenordnung durch Aus-

hang und Kanzelabkündigung bekannt gemacht werden.

Inkrafttreten
Diese Änderung der Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer kirchenauf-
sichtlichen Genehmigung am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung 
durch die Kirchengemeinde in Kraft.

Landesamt für Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt

Offenlegung 
gemäß § 12 Abs. 3 Vermessungs- und Geoinformationsgesetz Sachsen-Anhalt 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.09.2004 (GVBl. LSA S. 716) 
zuletzt  geändert durch Gesetz vom 18.10.2012 (GVBl. LSA S. 510)

Für die
Gemarkung(en)	 Ellingen                      
Flur  	 1 - 12                       
in	 der Gemeinde Hohenberg-Krusemark
	
wurden die Nachweise des Liegenschaftskatasters verändert. Das Landes-
amt für Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt hat
den Gebäudebestand überprüft und örtlich nicht mehr vorhandene 
Gebäude aus der Liegenschaftskarte entfernt.
Allen beteiligten Eigentümern, Erbbauberechtigten und Nutzungsberech-
tigten werden diese Veränderungen des Liegenschaftskatasters durch die 
Offenlegung bekannt gemacht.
Die Liegenschaftskarte wird in der Zeit 

vom 10.07.2018 bis 10.08.2018 
in den Diensträumen des Landesamtes für Vermessung und Geoinformation 
Sachsen-Anhalt, Scharnhorststraße 89 in 39576 Stendal, während der Be-
suchszeiten, 
Mo  -  Fr       8.00 – 13.00 Uhr
zusätzlich für Antragsannahme und Information
Di                 13.00 – 18.00 Uhr
zur Einsicht ausgelegt. 
Bei Fragen oder Anregungen wird um eine vorherige telefonische Terminver-
einbarung unter der Telefonnummer 03931-2520 gebeten.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen die Veränderungen in der Liegenschaftskarte, die durch die Übernah-
me der für das Liegenschaftskataster relevanten Ergebnisse der Verände-
rungen im Gebäudebestand entstanden sind, kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht in Magdeburg, Breiter 
Weg 203-206, 39104 Magdeburg schriftlich, in elektronischer Form oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichtes er-
hoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegen-
stand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben werden. Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben 
wird, sollen der Klage nebst Anlagen so viele Abschriften beigefügt werden, 
dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können. Falls die Klage in 
elektronischer Form erhoben wird, sind die elektronischen Dokumente mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz zu 
versehen. Sie ist bei der elektronischen Poststelle des Verwaltungsgerichts 
Magdeburg über die auf der Internetseite www.justiz.sachsen-anhalt.de/erv 
bezeichneten Kommunikationswege einzureichen. Die rechtliche Grundlage 
hierfür sowie die weiteren technischen Anforderungen sind unter der vorge-
nannten Internetseite abrufbar.

04.06.2018	 Im Auftrag 
	 gez. Dieter Samol
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Landesamt für Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt 

Mitteilung der Aktualisierung beschreibender Angaben des Liegenschaftskatasters

Für die
	  
Gemarkung(en)     	 Ellingen          
Flur	 1 - 12                      
in	 der Gemeinde Hohenberg-Krusemark
	
wurden die Nachweise des Liegenschaftskatasters fortgeführt. Das Landes-
amt für Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt hat

das Liegenschaftsbuch und die  Liegenschaftskarte hinsichtlich der 
Angaben zur tatsächlichen Nutzung und der Lagebezeichnung er-
gänzt und aktualisiert.

Alle beteiligten Eigentümer, Erbbauberechtigten und Nutzungsberechtigten 
werden hiermit über die erfolgte Aktualisierung beschreibender Angaben 
des Liegenschaftskatasters informiert.

Die Liegenschaftskarte und das Liegenschaftsbuch werden in der Zeit 
vom 10.07.2018  bis  10.08.2018

in den Diensträumen des Landesamtes für Vermessung und Geoinformation 
Sachsen-Anhalt, Scharnhorststraße 89 in 39576 Stendal
während der Besuchszeiten, Mo – Fr 8.00 - 13.00  Uhr
zusätzlich für Antragsannahme und Information
Di, 13.00 - 18.00  Uhr            
zur Einsicht ausgelegt.

Bei Fragen oder Anregungen wird um eine vorherige telefonische Terminver-
einbarung unter der Telefonnummer 03931-2520 gebeten.                                                        

04.06.2018

Auftrag 

gez. Dieter Samol

Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark

Öffentliche Bekanntmachung

Beschluss vom 02.05.2018

Freiwilliger Landtausch:	 Meßdorf 02
Landkreis:	 Stendal
Verfahrensnummer:	 SDL 9/0236/02

I  Beschluss
Hiermit wird der freiwillige Landtausch Meßdorf 02 nach § 103 c Abs. 2  
i. V. m. § 6 Abs. 1 Satz 2 und § 86 Abs. 2 Nr. 1 des Flurbereinigungsgesetzes 
(FlurbG) in der geltenden Fassung angeordnet.

Verfahrensgebiet
Dem Verfahren unterliegen folgende Flurstücke: 

Gemarkung Flur Flurstücke

Rochau 13 
14  

8/0 
11/0

Meßdorf 1 64/0

Die Verfahrensfläche beträgt ca. 3,8 ha. Die betreffenden Flurstücke sind auf 
den zu diesem Beschluss gehörenden Gebietskarte farbig gekennzeichnet.

II  Gründe
Der Beschluss beruht auf berechtigten Anträgen der Teilnehmer zur Verfah-
rensdurchführung gemäß § 103 a Abs. 1 FlurbG.

Der freiwillige Landtausch dient agrarstrukturellen Interessen. Für die land-
wirtschaftlichen Betriebe wird durch die Arrondierung von Grundstücken 
eine Verbesserung der Betriebsstruktur erzielt.

III  Anmeldung von unbekannten Rechten
Inhaber von Rechten, die nicht aus dem Grundbuch ersichtlich, aber zur 
Beteiligung am Verfahren berechtigen, werden aufgefordert, ihre Rechte 
innerhalb von 3 Monaten – gerechnet vom ersten Tag der Bekanntmachung 
dieses Beschlusses – bei dem Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und 
Forsten Altmark anzumelden.

Diese Rechte sind auf Verlangen des Amtes innerhalb einer von dieser zu 
setzenden weiteren Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist 
ist der Anmeldende nicht mehr zu beteiligen.

Werden die Rechte erst nach Ablauf der vorbezeichneten Frist angemeldet 
oder nachgewiesen, so kann das Amt die bisherigen Verhandlungen und 
Festsetzungen gelten lassen.

IV  Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen den Beschluss kann innerhalb von einem Monat nach der Bekannt-
gabe schriftlich oder mündlich zur Niederschrift Widerspruch beim Amt für 
Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark, Akazienweg 25, 39576 
Stendal, erhoben werden.

Im Auftrag
                                                                 (DS)
gez. Hausdorf
Sachgebietsleiterin
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— Ende der amtlichen Bekanntmachungen —

Öffentliche Bekanntmachung

Der Unterhaltungsverband „Seege/Aland" führt die jährlich notwendigen 
Krautungsarbeiten in den Gewässern 2. Ordnung im Zeitraum vom

18. Juni bis 31. Dezember 2018

durch. Diese Bekanntmachung gilt als Ankündigung entsprechend § 41 des 
Wasserhaushaltgesetzes vom 31.07.2009. Danach haben die Anlieger und 
Hinterlieger der Wasserläufe/Gräben das vorübergehende Betreten und Be-
fahren der Grundstücke zum Zweck der o. g. Arbeiten zu dulden. Auf die Ver-
ordnung über die Unterhaltung der Gewässer 2. Ordnung für das Gebiet des 
Landkreises Stendal sowie des Altmarkreises Salzwedel wird hingewiesen.
Nach § 52 WG LSA vom 31. März 2013 ist durch den Unterhaltungspflich-
tigen der ordnungsgemäße Wasserabfluss sicherzustellen. Dies setzt eine 
ungehinderte Zufahrt/Befahrung entlang des 5,0 m breiten Gewässerschutz-
streifens voraus.

Entsprechend § 64 des WG LSA werden demjenigen, der die Unterhaltung 
erschwert, Mehrkosten in Rechnung gestellt.

Die Arbeiten werden von der Firma

GaLaBau Feind GmbH
Mühlbergweg 2 

15907 Lübben/Neuendorf

ausgeführt, die auch beauftragt ist, notwendige Absprachen zur Schaffung 
der Baufreiheit mit den Nutzern der Anliegergrundstücke zu führen.

Ansprechpartner bei Fragen – Herr Andy Hiller, Tel : 0151-16239769

Seehausen, 29. Mai 2018

gez. J. Hallmann	 gez. K.-P. Meißner
Verbandsvorsteher	 Geschäftsführer
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